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Editorial 


Titelthema dieser Ausgabe ist aus gutem Grund das harte Vorgehen des Staates 
gegen Wehrdiensttotalverweigerer. Einerseits bei der inzwischen zur guten Tra- 
dition gewordenen Blockade von Zügen, die Rekruten zu den Kasernen bringen. 
Andererseits bei der Verurteilung eines Totalverweigerers in Berlin, der schon 
zu DDR-Zeiten seine antimilitaristische Gesinnung bekundet hatte. Diese Praxis 
erscheint uns symptomatisch für die inzwischen in. diesem Lande (fast) normale 
Umgehensweise mit Leuten, die bereit sind, ihre von der offiziellen Regierungs- 
meinung abweichenden Interessen auch konsequent zu vertreten. 
Mit Interesse haben wir die Erklärung der RAF zur vorläufigen Einstellung 
ihrer Anschläge wahrgenommen. Aus Platzgründen konnten wir sie nicht ins 
Heft nehmen, vollständig erschienen ist sie in der Frankfurter Rundschau vom 
15. April und in der “anderen“ Nr. 17 vom 22. April. Wir hoffen, daß nun end- 
lich die nötigen Diskussionen in Gang kommen, um einige Aspekte der 
Geschichte der West-Linken zu klären und Perspektiven für linke Politik und 
Widerstand zu entwickeln. Während die Gewerkschaftsführungen die Leute 
glauben machen, daß sich mit ein paar Groschen mehr Lohn ihre Situation 
ändert (wärend gerade ein Superinflation in Gang kommt und Immobilienhänd- 
ler märchenhafte Gewinne auf Kosten der Mieter erzielen), schießt die spani- 
sche Polizei in Sevilla auf friedliche Demonstranten. Einzig und allein aus dem 
Grunde, daß sie eine Prunkfeier bei der expo92 stören könnten, womöglich 
würde sich der König belästigt fühlen. Auch hier werden die Menschenrechts- 
postulate der westlichen Industrieländer zur Staffage degradiert. Ansonsten 
haben wir noch einige interessante Artikel zu den ewigen Themen Faschismus 
und Geheimdienste ins Heft genommen. 
x. 
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April, April - ein Zug steht still 
oder - 
Die Unterwäsche der Antimilitaristen 


Alle Vierteljahre wieder verschwinden 
junge Männer mittels Wehrpflicht hinter 
Kasernenmauern. 

Getreu der Erkenntnis, “Die konsequen- 
ten Kriegsdienstverweigerer müssen die 
Notbremse im Rüstungszug ziehen!”, 
werden bundesweit von Kriegsdienstgeg- 
nerInnen Züge blockiert, die die Rekruten 
an ihren Bestimmungsort bringen sollen. 
Der Bahnhof als Schnittstelle vom nor- 
malen zum militärischen Leben. 

Die größten Erfolge gibt es dabei ın 
Berlin, dessen Westteil bis Ende 1990 
wehrpflichtfrei war. Der Ostteil ignorier- 
te, aber berief vorsichtshalber seit 1985 
keine erklärten Totalverweigerer mehr 
ein. 

Am 1. April 92 war es wieder so weit. 


Demonstrant im Würgergriff 
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800 Berliner wurden einberufen und die 
Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär - ein Zusammen- 
schluß von über 60 Organisationen - rief 
auf zur “Bahnhofsfeier (in, auf, vor und 
unter den Zügen) zur Rekrutenverab- 
schiebung mit Beratung, sowie Musik, 
Frühstück und vielen Aktionen” 8.00 Uhr 
am Bahnhof Friedrichstraße. Dort war 
dann auch ein massives Polizeiaufgebot 
und BGS postiert, was verdeutlichte, daß 
bereits die Verbringung der Rekruten in 
die Kasernen eine Militarisierung des 
öffentlichen Lebens darstellt. Der Fern- 
bahnsteig war mittels Stricken abgesperrt, 
alle zwei Meter ein Beamter. Die Zugän- 
ge waren nur mit gültiger Fernfahrkarte 
passierbar. Bahnsteigkarten für diejeni- 
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we 


. mit dem Kopf auf die Schiene geschlagen - 


Schädel -Hirn-Trauma 


gen, die sich wie gewohnt auf dem Bahn- 
steig von ihren Lieben verabschieden 
wollten, gab es nicht. u am 
Hauptbahnhof. 

Bereits im Oktober 91, als die letzte 
größere Aktion auf dem Hauptbahnhof 
stattfand, wurden die Grünbefrackten 
beim “Abräumen” der Demonstranten 
brutaler. Auch wurden die gesamten 


@®Bahnhofszugänge abgesperrt. In der 


Folge hagelte es Ermittlungsverfahren 
wegen Hausfriedensbruch, Nötigung, 
Gefangenenbefreiung (waren damit die 
Rekruten gemeint?) und Beamtenbeleidi- 
gung. Just an diesem Tag meldete die 
Presse, daß etwa 1000 Stasi-Bedienstete 
in den BGS übernommen worden 
waren... 

Diesmal kam alles ganz anders. Der 
D-Zug nach Amsterdam, der 10.01 Uhr 
vom Hauptbahnhof abfuhr, stand plötz- 
lich vor der Bahnhofshalle Alexander- 
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platz still. Er wurde von antimilitaristisch 
gesinnten Passanten sofort als Rekruten 
transportierend identifiziert, auch erkenn- 
bar an “Sieg Heil!”-Rufen der Betreffen- 
den, die sehnsüchtig ihrem Blauhelmein- 
satz entgegen fuhren. Die Folge war, daß 
etwa 100 Menschen sich sofort auf den 
Gleisen niederließen, andere sich auf der 
Lok postierend, Transparente entrollten: 
“Rekrutenzüge stoppen”, “Armee a.D.”, 
“Verweigern kommt nie zu spät”, “Wehr- 
dienst = Erziehung zur Gewalt” oder 
Werbeslogans zeigten, in der Art “Die 
Bundeswehr - eine Mordstruppe!” 
Presse war reichlich vertreten, denn 
die S-Bahn-Strecke Alex-Potsdam wurde 
ebenfalls an diesem Morgen wiedereröff- 
net. So war auch für Musik gesorgt, die 
BlockiererInnen schunkelten andächtig 
mit. Herr Krause, der bei diesem bahn- 
brechenden Ereignis anwesend sein woll- 
te, entging seinem Gewissenskonflikt - 


5 


Festnahme nach polizeilichem Fingerstich 


für oder gegen die Schiene - indem er sich 
von einem guten Arzt krankschreiben 
ließ. Auch Herr Stoltenberg, der am Vor- 
tag vom Kriegsministersessel fiel, schaff- 
te es nicht, sich zu beteiligen. Wohl in 
Ermangelung seines dienstlichen Jumbo- 
Jets. 

Als die aufgescheuchten Polizeiein- 
heiten auf den Bahnsteig gehetzt kamen, 
ging das übliche Pfeifkonzert los, beglei- 
tet von dem sadistischen Spruch “Haut 
ab!”. Aber keineR setzte ihn in die Tat 
um. Die mittlerweile ca. 300 Demon- 
strantInnen verdeutlichten ihr Anliegen 
mit Rufen wie “Wehrpflicht ist Nöti- 
gung” und verhielten sich absolut gewalt- 
frei. Zivilbullen (so heißen Stasi-IM’s 
jetzt unter anderem) waren auch reichlich 
vertreten. Eine wahrscheinlich dieser 
Spezies zuzuordnende Person warf später 
eine Bierbüchse (oder war’s ein Stein?) in 
Richtung Polizei. Er verdrückte sich (lei- 
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in die Augen 

der unabgelichtet) nach lauten Protestru- 
fen der Demonstrierenden. Denn es war 
allen AntimilitaristInnen klar - unter dem 
Schotter zwischen den Gleisen liegt nicht 
der Strand. 

Also lief alles gewaltfrei, zumindest 
von BlockiererInnenenseite. Die Reisen- 
den, mittels Flugblättern aufgeklärt, 
äußerten verhaltenen Unmut aber auch 
Zustimmung. Ohne Wehrpflicht wäre da 
nicht passiert. Allerdings schlug die Stim- 
mung um, als die Polizeisondereinheiten 
brutal zu räumen begannen. Das erinner- 
te viele an längst vergangen geglaubte 
SED-Zeiten. Beschimpfungen und Bruta- 
lität gegen Frauen, brutaler Schlagstock- 
einsatz und Fußtritte, Würgegriffe und 
Verdrehen von Körperteilen straften jede 
Behauptung einer psychologischen Schu- 
lung von Polizeibeamten, geschweige 
einer Deeskalationsstrategie Lügen. 
Dabei war es egal, ob es sich um Demon- 
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strantInnen oder PassantInnen handelte, 
ob jemand ein Kind auf den Schultern 
trug oder einen Schwerbeschädigtenaus- 
weis vorzeigte. Selbst Frauenbrüste 
waren beliebtes Ziel des Polizeiangriffs. 
Aber auch ein Polizeibeamter stürzte, im 
Gerangel von seinen eigenen Kollegen 
geschubst, vom Bahnsteig auf die Gleise, 
was eine kurze Denk- und Abräumpause 
auslöste. Sie währte allerdings nur solan- 
ge, bis schwer bewaffnete und ver- 
mummte Verstärkung eintraf. Auch der 


= durch den Bahnhof hallende Ruf “Keine 


Gewalt!” hatte die Prügelgarde logischer- 
weise nicht beeindruckt. Die auch von 
PassantInnen geforderte Herausgabe von 
Dienstnummern wurde fast immer abge- 
lehnt. Eine Stunde stand der Zug schon 
still. Auf den Schienen saßen eingehakt 
noch etwa 25 mündige BürgerInnen in 
altvertrauter Runde. Man kannte sich von 
staatsfeindlichen Vor-Wende-Aktivitä- 
ten. Sie sollten ein wahrhaftes “Deja-vue” 
erleben. Der erste Blockierer, der 1988 im 
DDR-Knast saß, weil er eine anarchisti- 
sche Zeitschrift herausgegeben hatte, 
wurde so brutal weggezerrt, daß sein 
Kopf auf die Schiene schlug, was eine 
kurzzeitige Ohnmacht und ein Schädel- 
Hirn-Trauma auslöste. Auch an der 
Schulter wurde ihm eine Platzwunde 


@® zugefügt. Den nächsten trafen zwei zum 


V gespreizte Polizistenfinger in den 
Augen, sodaß ein Aufschrei durch die 
Menge ging. Aber damit nicht genug. Es 
ging hauptsächlich um die Köpfe der 
Demonstranten. Einer schlug während 
des Abtransports auf der Treppe auf, 
einer wurde durch einen Würgegriff fast 
abgerissen. Manche wurden einfach an 
den Füßen weggezerrt. Hunde wurden 
auch auf Foto-Reporter gehetzt. 

Die so Drangsalierten fanden sich in 
einem ehemaligen Stasistützpunkt hinter 
einer unscheinbaren Blechtür in der 
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Bahnhofshalle wieder. Personalien wur- 
den festgestell, Ausweise beschla- 
gnahmt, Kleidung und Taschen durch- 
sucht. Einer der Verletzten verlangte nach 
einem Arzt, woraufhin er gefragt wurde, 
ob er seinen Impfausweis dabeihabe. Als 
er verneinte, mußte er etwa zwei Stunden 
warten, bis ein Sanitäter erschien und ihn 
zur Charite brachte. Auf Anfragen nach 
dem weiteren Verlauf gab es manchmal 
die Antwort: Sie werden zur Gesa 
gebracht. Das soll Gefangenensammel- 
stelle heißen. Diese befand sich in Moa- 
bit, wie sich herausstellte. Ein für 15 Per- 
sonen zugelassener Gefangenentranspor- 
ter wurde mit 23 Menschen (die beglei- 
tenden Staatsbeamten sprachen vornehm- 
lich von “Stück”) überfüllt und nachdem 
von jedem ein oder mehrere Polaroidfo- 
tos gemacht wurden, die aber leider nicht 
fürs Familienalbum bestimmt waren, 
knallte die Tür zu, verziert mit dem 
Spruch “Bulle, deine Angst ist berechtigt! 
“ In rasender Fahrt unter Blaulichtgeheul 
ging es nach Moabit. Der Sauerstoffge- 
halt ging schon während der Fahrt gegen 
Null. Eine Belüftung ließ sich von innen 
nicht herstellen. Im Gefängnishof stehend 
machten die Bullen erstmal Pause - wohl 
in der Hoffnung, das Problem löse sich 
aus Luftmangel sozusagen in Luft auf. 
Nur ein besonders machtgeiler Bulle 
beäugte die Eingezwängten durch die 

Scheibe. Was blieb ihnen übrig, sie äug- 

ten zurück, vergeblich danach verlan- 

gend, daß die Tür geöffnet würde, um 

nicht zu ersticken. Der als Wachhund ein- 

gesetzte Beamte drehte machtbewußt den 

spärlich fließenden Luftstrom mal auf, 

mal zu. Auf mehrmaliges Bitten um Öff- 

nung der Tür wurde endlich reagiert: 

“Nee, dann stinkts ja hier draußen!” Als 

dann der erste von der Sitzlehne fiel, auf 

der er wegen Platzmangels sitzen mußte, 

rıß der Bewacher die Tür auf und stieß 
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Hundeeinsatz gegen Demonstranten und Journalisten 


den ®hnmächtigen mehrmals mit der 
Faust in Rücken und Nacken. Die 
Empörungsrufe ließen andere Polizisten 
herbeieilen, der Gefallene durfte unter 
Beschimpfungen an die Luft und der 
Wachhund wurde schleunigst abgelöst, 
als dessen Dienstnummer von den Insas- 
sen vergebens gefordert wurde. Aber die 
Tür blieb nun auf. 

Als alle wieder einigermaßen zu sich 
kamen, wurden Parolen ausgegeben, wie 
“17.00 Uhr - Weltzeituhr!” (Anmerkung: 
Nach der letzten SED-Schwindelwahl am 
7. Mai 1989 trafen sich DemonstrantlIn- 
nen an jedem Siebenten der nachfolgen- 
den Monate, was bekanntlich den Sturz 
einer Regierung und kurz darauf eines 
ganzen Herrschaftssystems auslöste.) 

Aber die Verunsicherung und Ein- 
schüchterung ging weiter. Ohne die 
Gefangenen über deren Status aufzu- 
klären, wurden sie in einem gekachelten 
Raum zum vollständigen Entkleiden 


genötigt. Nur wer noch die Kraft besaß, 
energisch nach der gesetzlichen Legiti- 
mation zu fragen oder sich beispielsweise 
weigerte, seine Socken selbst umzudre- 
hen bzw. darauf hinwies, daß er sich Fuß- 
pilz holen könne, entging der Prozedur. 
Dabei ist zu bemerken, daß es sich um ein 
Durchgangszimmer handelte. Ständig lie- 
fen Polizeibeamte durch und machten 
entsprechende Bemerkungen. Bei Prote- 
sten gegen dieses Vorführen bzw. dem 
Hinweis auf das Selbstbestimmungsrecht 
darüber, welcher Frau oder welchem 
Mann mensch seinen Körper zeige, hieß 
es nur lakonisch “Och, das sind doch alles 
bloß unsere Leute.” Zur Legitimation 
ihres Vorgehens wurde lediglich bemerkt, 
es könne ja eine “Haschspritze” (was 
auch immer das sei) “da unten” versteckt 
sein. Bei dieser Gelegenheit wurde nun 
alles, was mensch bei sich führte, in eine 
unverschlossene Kiste gepackt. Der 
Inhaltszettel sollte unterschrieben wer- 
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den, was die meisten prinzipiell ablehn- 
ten. Nicht nur, weil die persönlichen 
Gegenstände, darunter auch Schnürsen- 
kel, Brillen und Jacken, sehr ungenau auf- 
gelistet wurden. “Hier sind schon 70 
heute durch.”, hieß es zur Entschuldi- 
gung. Auf Fragen nach dem Status (ob 
das schon U-Haft wäre) nur: “Hat man 
Ihnen das nicht schon vorhin gesagt? Wir 
wissen nur, daß sich das zuständige 
Untersuchungsorgan mit Ihnen beschäfti- 
gen wird.” Wie sich doch die Sprachen 
gleichen! Danach ging es in Gemein- 
schaftszellen für je 20 Personen. 

Mittlerweile waren über 6 Stunden 
vergangen ohne Essen. Trinken war nur 
auf der Toilette möglich. Schwierig 
genug, dorthin zu gelangen, da die Klin- 
gelanlage der Zelle entweder defekt war 
oder geflissentlich überhört wurde. Es 
mußte schon energisch an die Tür 
gepocht werden. Forderungen nach Essen 
wurden beantwortet mit: “Hier gibts erst 
nach 12 Stunden was!” oder “Das ist 
nicht eingeplant, Sie werden ja sowieso 
noch entlassen.” Aber auf die Frage nach 
dem “Wann” nur Schulterzucken. Ein 
einzelner Beamter erbarmte sich nach 
einer Stunde und ließ vom Bäcker in der 
Turmstraße Schrippen herbeischaffen. 

Dann gingen die Verhöre los. Aber 
keineR dachte daran, irgendwelche Aus- 
sagen zu machen. Die Angaben zur Per- 
son standen sowieso im Personalausweis. 
Alle anderen, zu den Namen der Eltern, 
zu Spitznamen oder zur Arbeitsstelle, 
wurden ebenfalls verweigert. Das dauerte 
keine fünf Minuten. 

Forderungen nach der Möglichkeit zu 
telefonieren wurden abgelehnt: “Sie wer- 
den doch sowieso gleich entlassen.” Aber 
nichts dergleichen geschah. Es begann 
sozusagen eine Knastführung durch ver- 
schiedene Ausnüchterungszellen. Viel- 
leicht waren überschüssige Gelder aus 


telegraph 5 /92 


dem Programm “Aufschwung Ost” zu 
verbraten. Zum  Bildungsprogramm 
gehörte die Aussicht, eine “ED-Behand- 
lung” kennenzulernen. Aber gemach. 
Einige besonders Ausgewählte lernten 
erstmal noch andere Polizeistationen ken- 
nen, in Spandau, Kreuzberg. Kriterien 
dafür waren nicht erkennbar, außer dem, 
daß diejenigen, deren Anwalt rechtzeitig 
erschien, eh nicht in den Genuß eines lan- 
gen Aufenthalts kam. Zwei traurige Aus- 
nahmen. Aber auch diese wurden von 
allen Seiten fotografiert, durften sich von 
jedem Finger einen Abdruck machen las- 
sen und wurden nun zum dritten Mal 
einer Befragung zur Person unterzogen. 
Auf Fragen nach dem Umgang mit den 
gespeicherten Daten nur die Antwort: 
“Nehmen Sie sich einen Rechtsanwalt, 
wir sind kein Auskunftsbüro.” Leichtfer- 
tige Zungen behaupten, auf Antrag wür- 
den die Daten wieder gelöscht. 

Insgesamt gab es annähernd 80 Fest- 
nahmen. Die meisten wurden erst zwi- 
schen 22.00 und 24.00 Uhr entlassen. 
Wahrscheinlich der Letzte kam früh um 
5.00 Uhr raus. Auch 16 und 17-jährigen 
war verweigert worden, ihre Eltern über 
ihren Aufenthalt zu informieren. Auch sie 
wurden “erkennungsdienstlich behan- 
delt”. 


Nachspiel: 


Nach anfänglich verhaltenem Mediene- 
cho gab es doch Berichte über das unan- 
gemessene Vorgehen der Polizei, nach- 
dem die Sozialdiakone Mario Schatta und 
Stefan Neuß eine Dienstaufsichtsbe- 
schwerde auf den Weg brachten, in der 
sie das Vorgefallene dokumentierten. 
Einzig die Berliner SFB-Abendschau 
stellte den Einsatzleiter Loll zur Rede. 
Der Moderator stellte fest, daß er nach 
Sichtung umfangreichen Bildmaterials 


9 


keinerlei Gewalt, die von den Demon- 
strantInnen ausging, feststellen konnte 
und fragte nach der Angemessenheit des 
Vorgehens der Polizeibeamten. Glückli- 
cherweise war die Szene dokumentiert 
worden, wie ein feister Beamter dem 22- 
jährigen Student Steffen Jindra in die 
Augen stieß und ein weiterer diesem noch 
einen Fußtritt versetzte. Der Einsatzleiter 
zog sich daraufhin nur auf die Feststel- 
lung zurück: “Wir wußten ja nicht, daß es 
am Alex losgeht. Außerdem haben sie mit 
den Beinen gestrampelt.” Zugeben mußte 
er allerdings, daß mittlerweile Ermittlun- 
gen wegen “Körperverletzung im Amt 
gegen einen noch nicht namentlich 
bekannten Polizeibeamten” eingeleitet 
worden wären. Für diesen Bericht han- 
delte sich Abendschau-Moderator Moll 
massive Medienschelte ein. In der folgen- 
den Sendung durfte Polizeisprecher 
Bernd Manthey relativieren und äußerte 
satirischerweise, daß die in Rede stehen- 
de Szene ja nur einen 30-Sekunden-Aus- 
schnitt gezeigt hätte. Er machte in diesem 
Zusammenhang auch die Aussage, daß 
der Lokführer die Notbremse gezogen 
hätte, da die Demonstranten bereits auf 
den Gleisen gesessen hätten. 
Ermittlungsverfahren wegen Wider- 
stand gegen den Staat, Nötigung, gefähr- 
lichem Eingriff in den Schienenverkehr, 
Hausfriedensbruch, Beleidigung, Rädels- 
führerschaft und Mißbrauch von Nothil- 
femitteln wurden angestrengt. Dies wird 
zu politischen Prozessen führen. 
Immerhin gab es zum 1. April allein 
in Berlin ca. 30 Nichtangetretene, darun- 
ter ca. 8 Totalverweigerer, u.a. Frank 
Buschmann, dessen Bausoldatenantrag, 
zu DDR-Zeiten gestellt aus den 
Militärakten entfernt wurde. 
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Totalverweigerer verurteilt 
Der Prozeß gegen den Totalverweigerer 
Ermst Hadubrand Steinhauer, der am 13. 
April 92 am Amtsgericht Moabit statt- 
fand, stellte den ersten Prozeß seit 1985 
gegen einen Verweigerer aus der ehema- 
ligen DDR dar. Vor dem Amtsgericht 
Moabit hatten sich etwa 200 Demonstran- 
tInnen eingefunden und über 100 Polizi- 
sten mit 15 “Wannen”. Der nur 25 Perso- 
nen fassende Gerichtssaal war für diesen 
Anlaß zu klein. Der Forderung nach 
einem größeren Saal kam das Gericht 
nicht nach. So wurde ein Großteil der 
Öffentlichkeit und ein Teil der Presse 
ausgeschlossen. Die Beweisanträge des 
Verteidigers wurden abgelehnt, u.a. die 
Ladung des neuen Verteidigungsmini- 
sters Rühe, der über die Rolle der Bun- 
deswehr aussagen sollte. Nur ein einziger 
Zeuge wurde gehört - der Kommandeur 
der Kaserne, in die Ernst zum 1. Juli 91 
einberufen worden war. Die Staatsan- 
waltschaft forderte eine Geldstrafe von 
8.000,-DM, der Verteidiger Kajo Frings 
Freispruch. Richter Mülders behauptete, 
daß Wehr- und Zivildienst vollkommen 
unabhängig voneinander seien und ver- 
kündete das Urteil wegen Fahnenflucht 4 
Monate Freiheitsstrafe auf Bewährung (2 
Jahre Bewährungszeit) mit der skandalö- 
sen Bewährungsauflage, daß Ernst seinen 
Dienst antreten soll. Dies schafft die Vor- 
aussetzung für eine Doppelbestrafung, da 
Ernst nicht in der Kaserne erscheinen 
wird und auch einer erneuten Einberu- 
fung nicht Folge leisten würde. Die Ver- 
teidigung hat Berufung eingelegt. In der 
vergangenen Zeit wurden im Bundesge- 
biet Totalverweigerer mit mindestens 6 
Monaten Haft bestraft. Ernst, der sich 
schon der NVA-Musterung widersetzt 
hatte und wegen Nichtteilnahme am 
Wehrkundeunterricht Nachteile in Kauf 
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nahm, wurde aber auch eine Gewissens- 
entscheidung vom Gericht zugestanden. 
Aber das Urteil gibt auch klar vor, daß 
konsequente Kriegsdienstverweigerer 
weiterhin kriminalisiert werden sollen, da 
es den Gewissenstäter Erst Steinhauer 
unweigerlich zu weiteren “Straftaten” im 
Sinne eines längst überholten Wehr- 
pflichtgesetzes zwingt. 

VerA Weigert 


Veranstaltungshinweis: 
Am Samstag, den 9.5.92 findet in Berlin- 
Hohenschönhausen ein OPEN-AIR- 
Benefizkonzert gegen - Gegen Gewalt 
statt. Es beginnt schon um 14.00 Uhr auf 
dem Gelände des Heinrich-Grüber- Zen- 
trums Am Berl 17, ganz in der Nähe des 


S-Bahnhofs Wartenberg. Veranstaltet 
wird das Konzert “Sozialpädagogische 
Arbeit im Kiez” e.V. in Zusammenar- 
beit mit der Kampagne gegen Wehr- 
pflicht und dem Freundeskreis der 
Wehrdiensttotalverweigerer. Mitwir- 
kende Bands sind THE FATE, THE 
Benjamins, NO EXIT, EASTERN 
ISLAND, Burning Long Johns, Hans 
am Felsen und eine Samba-Gruppe. 
Der Eintritt ist frei. 

Der Veranstaltungsort ist außer mit 
der S-Bahn, günstig mit den Straßenbah- 
nen der Linien 16, 28, 63, 70 zu errei- 
chen. Einfach durchfahren bis zur End- 
stelle an der Riebnitzer Straße. Bei 
Regenwetter findet die Veranstaltung in 
den Räumen des Zentrums statt. 


Schicki-Micki-Prenzlberg 


Umweltblätter im März 89: 

“Bis zum Jahr 2000 soll es geschafft sein. 
Der Berliner Stadtbezirk Prenzlauer Berg 
soll UMGESTALTET werden, aber 
offensichtlich ohne Mitsprache der dort 
Lebenden. Ein geheimer Ministerratsbe- 
schluß wird gefolgt von geheimen Bau- 
projekten. Irgendwie geraten Informatio- 
nen darüber ins Volk und da hilft dann 
auch keine nachträgliche Rüge durch den 
Berliner Bezirkssekretär wegen mangeln- 
der Verschwiegenheit der Untergebenen 
des Stadtarchitekten. Der Bürgerzorn ist 
geweckt. Gerade das sollte aber vermie- 
den werden. 

Eine Analyse der Modernisierungsmög- 
lichkeiten im Stadtbezirk ergab, daß mit 
den eigenen Kräften nur 1/3 der zu erneu- 
ernden Häuser geschafft werden können. 
Das bedeutet 2/3 der Häuser kommen 
unter den Hammer (flächenhafter Abriß) 
und das WBK-Berlin stellt Plattenhäuser 
dafür hin...” 
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Senatsgedanken im März 92: 

Bis zur Olympiade im Jahr 2000 soll es 
geschafft sein. Der Prenzlauer Berg soll 
wieder UMGESTALTET werden, aber 
diesmal ohne die dort jetzt Lebenden. Ein 
internes Senatspapier wird in die Öffent- 
lichkeit lanciert, um die Reaktionen zu 
testen. Die “10 Leitlinien für die künftige 
Förderung der Stadterneuerung” sprechen 
eine für den Laien schwer verstehbare, in 
den Konsequenzen aber deutliche Spra- 
che: 

Die Prinzipien der BEHUTSAMEN 
STADTERNEUERUNG, wie sie bis zum 
Fall der Mauer im Westteil der Stadt gal- 
ten, sollen fallengelassen werden. 
Zurückgenommen werden die ursprüngli- 
chen Pläne, den Verfall der Häuser im 
Osten auf diese staatlich gestützte Weise 
zu stoppen. 

Das “Subsidaritäts-Prinzip” wird zum 
höchsten Prinzip erhoben. Das heißt, der 
Staat zieht sich in Sachen Modernisie- 
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rung und Instandsetzung so weit wie 
möglich aus der Verantwortung zurück 
und hofft auf die Initiative der Eigentü- 
mer trotz der Gefahren, die der Einsatz 
von Privatkapital mit sich bringt, also 
Kostenumlage auf die Mieten, Mietstei- 
gerungen und Verdrängung alteingeses- 
sener Bewohner. 

Um das Privatkapital nicht zu bremsen, 
wird vorgeschlagen, die staatlichen 
Instrumente auf dem Wohnungsmarkt - 
wie Miet- und Belegungsbindung - abzu- 
bauen, die geltende Modemisierungs- 
richtlinie zu modifizieren und die Neben- 
kosten wie Sozialplanverfahren, Mieter- 
beratung, Betroffenenvertretungen u.ä. zu 
reduzieren. 

Untersuchungsgebiete sollen in wesent- 
lich geringerer Zahl, als bisher vorgese- 
hen, in Sanierungsgebiete umgewandelt 
werden. 

Von den Städtischen Wohnungsbauge- 
sellschaften wird gefordert, sie mögen 
sich verhalten wie private Besitzer und 
alle Möglichkeiten der Eigenkapitalbe- 
schaffung ausschöpfen, indem sie Häuser 
verkaufen, Mieten erhöhen und Wohnun- 
gen in Gewerberäume umwandeln. 

Es wird schließlich angeregt, diejenigen 
aus dem Felde zu schlagen, die in der 
Vergangenheit die Sanierung (z.B. in 
Kreuzberg) für die Betroffenen sozial 
einigermaßen verträglich hielten. Die 
Sanierungsträger, Gesellschaften städti- 
schen Eigentums und Genossenschaften 
sollen nicht mehr- in den Prozeß der 
Umgestaltung einbezogen werden. 
Soweit die Gedanken aus dem Hause des 
Bausenators, der angeblich wegen man- 
gelnder Verschwiegenheit seiner Unter- 
gebenen sauer sein soll. 


Horrorprognose für 2000: 
Der Stadtforscher Prof. Eberhard von 
Einem prognostiziert: 
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“Die Schere zwischen Wohnungsnachfra- 
ge und Wohnungsangebot wird weiter 
auseinanderklaffen. Die Mieten werden 
steigen. In der Nutzungskonkurenz um 
die Wohnungen in den begehrten inner- 
städtischen Lagen setzen sich die kinder- 
losen Doppelverdiener durch, während 
die kinderreichen Haushalte auf der 
Strecke bleiben. 

Am Stadtrand entstehen Behelfsunter- 
künfte, so z.B. in nicht mehr benötigten 
alten Kasernen und auf ehemaligem 
militärischem Übungsgelände. Es entste- 
hen lagerähnliche Siedlungen, in denen 
die ärmsten der Zugewanderten - dicht 
gedrängt - eine Bleibe finden.” 

Hartmann Vetter vom Berliner Mieter- 
verein sieht voraus: “Kreuzberg und 
Prenzlauer Berg werden Schicki-Micki- 
Gegenden. In der City wohnt man im 
Yuppie-Tower mit Portier wie in Manhat- 
tan, im Umland hütet der Wachschutz die 
Einfamilienhäuser des neuen Berliner 
Speckgürtels, und in den Wohnmaschi- 
nen von Marzahn, Hellersdorf, Gropius- 
stadt u.a. entwickeln sich Slums. Natür- 
lich ist das ein Horrorszenario. Aber alles 
spricht dafür, daß es genau so kommt”. 


Das machen wir nicht mit! 

Auf einem Diskussionsforum hielten die 
Betroffenenvertretungen des Prenzlauer 
Bergs der Absage des Senats an eine 
behutsame Stadterneuerung im Östteil 
ihre eigenen Forderungen entgegen: 

Die Wohnungen müssen für alle bezahl- 
bar bleiben. Der Senat darf nicht zusehen, 
wenn die Mieten in die Höhe gehen und 
Menschen aus ihren Wohnungen vertrie- 
ben werden. Der soziale Wohnungsbe- 
stand muß erhöht werden! 

Gesetze, Verfügungen und Auflagen an 
Eigentümer und Bauherren müssen die 
Rechte der Mieter sichern! Möglichst 
viele Untersuchungsgebiete müssen zu 
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Sanierungsgebieten erklärt, die Betroffe- 
nenvertretungen zu wichtigen Körper- 
schaften der Bürger erhoben werden. 
Genossenschaften und Mietergemein- 
schaften müssen vom Senat unterstützt 
werden. Sie sollten das Vorkaufsrecht 
erhalten, wenn schon kommunal verwal- 
tete Wohnhäuser veräußert werden sol- 
len. 

Das gemeinsame Positionspapier der 
Betroffenenvertretungen schließt mit den 


® Worten: 


—— “Schon einmal sollte der Prenzlauer Berg 


UMGESTALTET werden. 

Kurz vor Ende der DDR gab es Pläne, 
ganze Gebiete abzureißen und durch Plat- 
tenbauten zu ersetzen. 

Als wir davon erfuhren, haben wir den 
Bürgerprotest organisiert - unter den poli- 
tischen Bedingungen der DDR sicherlich 


schwieriger als heute - und konnten so 
den Abriß der Häuser verhindern. 

Jetzt ist zwar nicht geplant, die Häuser, 
die wir damals gerettet haben, abzu- 
reißen. Offenbar aber will der Senat 
nichts dagegen unternehmen, daß die bis- 
herigen Bewohner gezwungen werden, 
daraus zu verschwinden, und finanzkräf- 
tigeren Mietern Platz zu machen. 

Das machen wir nicht mit! 

Wir, die Vertreter der Betroffenen im 
Prenzlauer Berg, sind fest entschlossen, 
uns nach der Wende. die wir selbst mit 
herbeigeführt haben, nicht aus unserer 
angestammten Wohngegend vertreiben 
zu lassen! 

Wir werden uns wehren! 

Notfalls gehen wir wieder auf die 
Straße.” 


W.B.A. 


Singende Tschekisten 
Die “Firma” spielte für das MfS auf 


Eine der berühmtesten Rockbands der sub- 
kulturellen und oppositionellen Szene der 
DDR war “die Firma”. Über Jahre hinweg 
galt sie für große Teile der DDR-Jugend 
als Spezialtip in Sachen musikalischer 
Widerstand. Ihre guten Verbindungen zur 
DDR-Opposition und die vielen Auftritte 
& in Kirchen ließ sie zu einem Bindeglied 
zwischen der Kulturszene und der politi- 
schen DDR-Opposition werden, ob es die 
alljährlichen Punk-Frühlingsfeste in der 
Berliner Erlöserkirche, das Konzert in der 
Zionskirche 1987, oder das Solikonzert für 


den RAF-Hungerstreik in der Ostberliner 
Kirche von Unten 1988 waren. Viele ande- 
re Musiker sahen nicht ohne Neid, daß sich 
diese Band derartige “Eskapaden” leisten 
konnte und trotzdem über eine staatliche 
Einstufung verfügte. Einst danach befragt, 
antwortete die Sängerin Tatjana Galler iro- 
nisch: “Wir sind die bezahlte Oppositi- 
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on!”, Jetzt, Jahre später, erweist sich diese 
Äußerung als bittere Wahrheit. 

Den Stein ins Rollen brachte der Lie- 
dermacher Karl Ulrich Winkler. Winkler, 
ehemaliger Oppositioneller, unter anderem 
im Friedenskreis der ESG tätig, wurde am 
25. November 1981 nach dreizehn Mona- 
ten Stasiknast, vom Westen “freigekauft”, 
wie es damals hieß, und in die BRD abge- 
schoben. Nach acht Jahren DDR-Verbot 
wieder im Osten, erhielt er Anfang 1992 
von Freunden Treffberichte über einen 
Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) mit dem 
Decknamen “Detlef” zugespielt. 

Im ersten Bericht, der hauptsächlich 
um Aktivitäten von Personen um den ESG 
Friedenskreis und um den 1982 verfaßten 
Berliner Appell, einem Protestaufruf 
gegen Militär und Krieg ging, wurde zum 
Schluß auch auf Winkler eingegangen. 
Wir zitieren aus dem Dokument: 
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“_,, Zusätzlich teilte der IM mit, daß er am gestrigen Tage mit dem in 
Westberlin wohnhaften 

Winkler, Karl Ulrich 

weitere Personalien bekannt 

erfaßt KD Treptow 

telefoniert hat. In dem stattfindenden Gespräch teilte Winkler mit, daß 
er zwischenzeitlich zu der Wegner, Bettina Verbindung erhalten hat und 
mit dieser gemeinsam bisher in drei Veranstaltungen (u.a. in Gießen) 
mit eigenen Liedern aufgetreten ist. Auf Vermittlung der Wegner soll 
er auch Kontakt zu Vertretern der Schallplattenfirma CBS erhalten 
haben, die in Erwägung gezogen haben, Schallplatten mit seinen Liedem 
zu propagieren. Winkler brachte zum Ausdruck, daß er auch an Texten des 
IM interessiert ist. Zum Sachverhalt Eppelmann äußerte sich Winkler 
nicht. 

Winkler schlug dem IM in der Zeit vom 2. bis 6.März ein persönliches 
Treffen in Prag vor. Dies begründete er damit, daß er den persönlichen 
Kontakt zum IM nicht verlieren möchte und weiterhin, um einmal 
grundsätzliche Probleme abzusprechen (In diesen Zusammenhang erwähnte 
der IM, daß ihm Winkler bei einem der vergangenen Telefonate eine Per- 
son ankündigte, die dem IM Informationsmaterial linksextremistischer 
Organisationen überbringen würde). 

Weiterhin teilte der IM mit, daß er am heutigen Tage mit seiner West- 
berliner Freundin, eine gewisse Jost, Beate (weitere Personalien 
bekannt) zusammentreffen wird. Die J. unterhält ebenfalls persönliche 
Beziehungen zum W., im Zusanmenhang mit den Reaktionen zur Inhaftie- 
rung des Eppelmann zu erarbeiten...” 


Am Ende des Berichts erläutert der 
Führungsoffizier die neuen Aufgaben für 
“Detlef”. Da heißt es unter anderem: 


In dem zweiten Treffbericht (Kreisdienst- 
stelle Treptow Abt.XX) vom 1.11.82 
wird er von seinem Führungsoffizier 
Rogge, bereits als IMB bezeichnet (IM 
mit Feindberührung, oberste Kategorie 
für einen IM). 

Winkler wurde beim Lesen der Papie- 


*...Unter den gegenwärtigen 
Bedingungen ist die Verbindung zu 
dem Winkler weiter zu festigen, 
insbesondere unter dem Gesichts- 


punkt, ob Winkler beabsichtigt, 
einen Kampf gegen die DDR zu 
führen. Der IM wird einem Treffen 
in Prag zusagen. Die Instruierung 
findet dazu während des Treffs am 
16.02.1982 statt...” 

(Treffbericht des Führungsoffiziers Ober- 
leutnant Rogge, Kreisdienststelle Berlin 
Treptow, mit dem IM “Detlef” vom 


11.02.1982) 


“Detlefs” gute Kontakte zu Winkler müs- 
sen bei der Stasi auf besonderes Interesse 
gestoßen sein. 
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re schnell klar, daß es sich bei diesem J 
IMB “Detlef” um seinen langjähriger 
Freund und Mitstreiter im ESG-Friedens- 
kreis, Frank “Trötsch” Tröger, Sänger 
und Keyborder der Rockgruppe “Firma” 
handelt. Tröger, von Künstlerkollegen 
mit diesen Fakten konfrontiert, gestand 
sofort. Dies war für viele eine Schlag. 
Doch es kam noch besser. 

Aus dem Bekanntenkreis der Band 
wurde Aktenmaterial vorgelegt, aus dem 
hervorging, daß die Sängerin und Bassi- 
stin der Firma”, Tatjana Galler, ebenfalls 
als IM tätig gewesen ist. In einem 
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ihr wurde offenbar, daß die Tochter eines 
Offiziers des MfS ihre Spitzeldienste - 
nach eigenen Angaben - mindestens 10 
Jahre, bis zur Auflösung des MfS ausüb- 
te. Sie wurde durch die Vermittlung ihres 
Vater, von der Staatssicherheit angewor- 
ben. Bis jetzt ist es uns noch nicht gelun- 
gen, den Decknamen von Frau Galler zu 
erfahren. Es ist bekannt, daß in der 
Gauckbehörde unter der Nummer Bin 
AIM 4310/89 ein abgelegter IM-Vorgang 
liegt, den die Stasi in der Bezirksverwal- 
tung Berlin führte und erst 1989 beende- 
Le, 

Winkler wurde im Nachhinein einiges 
klar. Als nach der Wende Musiker um die 
Rockband Firma und Freygang in Ostber- 
lin ein Haus besetzten, um dort ein Kon- 
zert- und Kulturzentrum zu errichten, 
wollte sich auch Winkler einbringen. 
Doch ihm wurde nicht viel Sympathie 

telegraph 5 /92 


„ann 
ji" 
“ “ 


) 


” LTEIKITTLLIIKTTTTTET ET 71 


-. u nl Tun - . — 


entgegengebracht. Frank “Trötsch” ging 
ihm aus dem Wege und Tatjana Galler 
versuchte ihn aus dem Projekt zu drän- 
geln. Es war ihm nicht verständlich - bis 
jetzt. 

Am meisten trifft ihn, daß Tröger, 
damals einer seiner besten Freunde, diese 
Freundschaft derart mißbraucht hat. Aber 
nicht nur Winkler trifft diese Enthüllung 
am Nerv. Viele engste Freunde, die mit 
Frank Tröger und Tatjana Galler jahre- 
lang zusammengearbeitet und gelebt 
haben, fühlen sich von ihnen betrogen 
und belogen. Für die Gruppe “Firma” 
drohte das Aus. Mittlerweile ist man 
jedoch wieder dabei darüber hinwegzuse- 
hen (unter Kollegen versteht sich). 
Anläßlich einer Italientournee will man 
sich wieder zusammenraufen: Schwamm 
drüber - im Namen der Kunst! 

Jully Jamper 
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Wahrnehmungsweise von Geheimdienstlern 


Am Beispiel des ehemaligen Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 


Gerhard Boeden 


Referent: Prof.Dr.Erich Wulff,MHH Hannover, Abt. Soziale Psychiatrie 


Prof. Wulff äußerte sich in seinem Referat 
über Denkgewohnheiten und die Persön- 
lichkeit des Präsidenten des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz, Herrn Gerhard 
Boeden. Er stützte sich dabei auf Fach- 
gutachten des Herm Boeden, Interviews, 
Presseberichte über aufsehenerregende 
Äußerungen, einige Dokumente des Ver- 
fassungsschutzes und auf Berichte einer 
Projektgruppe Verfassungsschutz. Er 
räumt ein, daß diese ihm zur Verfügung 
stehenden Quellen nicht ausreichen, um 
die Persönlichkeitsstruktur des Herm 
Boeden tiefgehend zu beleuchten. Diese 
der Öffentlichkeit zugänglichen Materia- 
lien sind von Rechtfertigungsdiskursen 
geprägt und nehmen meist eine mögliche 
Kritik schon vorweg. Sie werden eigene 
Absichten der Behörde, die den bekunde- 
ten Zielen von Demokratie und Rechts- 
staatlichkeit zuwiderlaufen, nicht enthal- 
ten. Berichte über konkrete Operationen 
nachrichtendienstlicher Informationsge- 
winnung und deren “Beobachtungsobjek- 
te” und daraus gezogener Schlüsse stan- 
den ihm nicht zur Verfügung. “Ein Ver- 
gleich der tatsächlichen Arbeitsweise und 
der Denkstile beider Geheimdienste ist 
deshalb aufgrund der so unterschiedli- 
chen gegenwärtigen Quellenlage unmög- 
lich. “ Versuchten wir ihn,so würden wir 
die Realitäten des einen (Stasi) mit dem 
Selbstbild des anderen (Verfassungs- 
schutz) vergleichen und somit das gleiche 
tun, was viele Linke - mich eingeschlos- 
sen - mit umgekehrtem Vorzeichen vor- 
her getan haben, nämlich die schlechte 
Realität des Kapitalismus an der Selbst- 
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darstellung des damals real existierenden 
Sozialismus messen.” (Wulff) Er 
beschränkt sich deshalb auf einige Ein- 
fälle zu den dominierenden Sichtweisen 
der Leitung deutscher Geheimdienst- 
behörden. Daraus läßt sich keine Kongru- 
enz mit der privaten Denkweise des 
Herm Boeden ableiten. In einer Stellun- 
gnahme zum Bundesverfassungsschutz- 
gesetz (Juni 89) bezieht sich Gerhard 
Boeden auf die Trennung zwischen den 
Tätigkeitsbereichen des Bundesveras- 
sungsschutzes und der Polizei. Er fordert 
eine enge “ informationelle Zusammenar- 
beit “, “ um die organisatorische Tren- 
nung und die Versagung polizeilicher 
Befugnisse überhaupt erträglich zu 
machen” (Boeden) Diese Äußerung läßt 
die Deutung zu, daß das Versagen poli- 
zeilicher Befugnisse unzumutbar ist und 
nur unter der Voraussetzung der Weiter- 
gabe aller Unterlagen annehmbar. Aus 
dem Begriffspaar erträglich/ unerträglich 
ist eine Drohung erkennbar, die offenläßt, 
welche Befugnisse in einem als unerträg- 
lich erachteten Zustand gefordert werden 
und verfassungsrechtliche Einschränkun- 
gen ihrer Kompetenzen als unzumutbar 
betrachtet. Weiter weist Prof. Wulff dar- 
auf hin,daß das Landesamt für Verfas- 
sungsschutz Berlin sich für allgemeingül- 
tige Begriffe eigene Wertungen zugelegt 
hat, die mit allgemeingültigen Begriffen 
nicht übereinstimmen. Nach Aussagen 
der Projektgruppe Verfassungsschutz 

- gelten Vorgänge als vernichtet, wenn sie 
in den Suchdateien bzw. - karteien fehlen, 
aber in den Sachakten weiterhin vorhan- 
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den sind - bei nicht vorhandenen Perso- 
nalakten die Auskunft erteilt wird, es 
seien keine personalrelevanten Daten im 
Amt, obwohl die Sachakten personenbe- 
zogene Informationen enthalten 

- gilt das Sammeln von personenbezoge- 
nem Material nicht als Beobachtung 

- werden Vorgänge manchmal bei Anfra- 
ge vernichtet, um die Auskunft geben zu 
können,daß keine Erkenntnisse vorliegen. 
Wulff erkennt daraus eine Bedeutungs- 
spaltung der verwendeten Begriffe in 
amtsinterne und allgemeingültige Bedeu- 
tungen, die durch Worte wie “gelöscht” 
oder “nicht vorhanden” verwischt wer- 
den. 

1982 stellte Boeden , damals Leiter 
des BKA,dıe Behauptung auf, der Links- 
und Rechtsterrorismus in der BRD sei 
von Moskau aus gesteuert. Diese Behaup- 
tung wurde vom BKA widerrufen. Dazu 
Boeden - diese Äußerung habe er nicht 
als BKA - Mann, sondern als CDU -Mit- 
glied aufgrund einer persönlichen Wer- 
tung von Zeitungsberichten geäußert. Die 
Spaltung bezieht sich hier auf das ein- 
schätzende Subjekt. Als CDU - Mitglied 
mißt er diesem Sachverhalt eine andere 
Bedeutung bei als in seiner Funktion als 
Amtsleiter. Er stellt hier somit zwei 
Wahrheiten, die er selbst geäußert hat, 
gegeneinander.Hier spaltet er sich als 
Subjekt in das CDU - Mitglied und ande- 
rerseits in den Behördenleiter und teilt 
jedem Subjekt eine andere Wahrheit 
zu. Diese Bedeutungs - und Bewußt- 
seinsspaltung in einem Bereich sozial 
legitimierter Tätigkeit wird außerhalb 
dieses Bereiches als Handicap oder 
gar als Krankheitssymptom der multi- 
plen Persönlichkeit oder Hysterie 
gewertet, so Wulff. “Andere sozial legiti- 
mierte Tätigkeitsbereiche, in denen diese 
Fähigkeit zur Spaltung gefordert wird, ja 
so etwas wie eine Bedingung für eine 
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erfolgreiche Berufskarriere darstellt, sind 
das Theater und die große Politik.” 

Ich möchte das nicht so stehenlassen. 
Zum einen möchte ich deutlich zwischen 
Bedeutungs - und Bewußtseinsspaltung 
unterscheiden. Wir alle kennen Wörter, 
die in unterschiedlicher Bedeutung in der 
Umgangs - und Fachsprache verwendet 
werden. Wörter in ihrer Aussage regel- 
recht zu verdrehen oder ihrer usprüngli- 
chen Bedeutung zu entheben, gehört in 
den Bereich der Satire oder Ironie. Eine 
Behörde, die sich dieses sprachlichen 
Mittels bedient, tut dies vorsätzlich und 
mißbraucht die Unkenntnis der anfragen- 
den Personen. Ich denke, es handelt sich 
bei der genannten Äußerung Boedens 
auch um eine Flucht vor der Stellungnah- 
me zu seiner Behauptung. Er will eine 
fehlerhafte und eventuell übereilte Aussa- 
ge nicht korrigieren,sondern flieht vor der 
Gegenüberstellung in die Parteimitglied- 
schaft, die ihm offensichtlich eine per- 
sönliche Wertung erlaubt, um der 


Erklärung zweier sich widersprechender 
Standpunkte zu entgehen. 
Hella 


Neues vom Schnüffelstaat Schweiz 


Während in Deutschland die Einsicht in 
die Stasi-Akten langsam anzurollen 
beginnt, ist in der Schweiz nach zwei Jah- 
ren die Einsicht in die Registraturkarten 
der Schweizer Bundespolizei praktisch 
beendet. Diese Registraturkarten, eine 
knappe Million an der Zahl, werden in 
der Schweiz “Fichen” genannt - deshalb 
der Begriff “Fichenaffäre”, der seit 1989, 
nach der Entdeckung des bis dahin gehei- 
men Archivs, die Schweizer Innenpolitik 
überschattet. 

Die Fichen enthalten allerdings nur kurze, 


chronologisch ange-_ .vcrtrt 


ordnete Zusammen- : 
fassungen aus den: 
Staatsschutzakten, 
die ebenfalls bei der 
Bundespolizei 
lagern und bisher: 
unzugänglich waren. 
Zur Zeit sind enga-: 
gierte Kreise, allen: 
voran das mit dem: 
“Bürgerkomitee 15. : 
Januar” vergleichba- 
re Komitee “Schluß 
mit dem Schnüffel- 
staat”, daran, nach 
der Fichen-Einsicht : 
auch die Einsicht in | 
die umfangreichen 
und ausführlichen | 
Akten (“Dossiers”) | 
zu erzwingen. Es hat : 
sich nämlich heraus- 
gestellt, daß auf den Fichen viele wichti- 
ge Angaben fehlen, zum Beispiel die 
Namen von Spitzeln oder die Art der 
Überwachung. Zudem waren viele 
Fichen, die von der Einsichtbehörde - im 
Gegensatz zur Praxis der Gauck-Behörde, 
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den- GesuchstellerInnen als kostenlose 
Kopie ins Haus geschickt wurden, an den 
entscheidenden Stellen eingeschwärzt. 
Insbesondere die Namen von Drittperso- 
nen, Ermittlungsmaßnahmen, wie Tele- 
fonabhörung und die Angaben über aus- 
ländische Geheimdienste fielen der schi- 
kanösen Zensur zum Opfer. “Umso 
dringlicher ist es jetzt”, sagt Catherine 
Weber, die Sekretärin des Komitees 
“Schluß mit dem Schnüffelstaat”, “daß 
wir Einsicht in die Akten kriegen, und 
dies natürlich ohne die bisherigen zen: 
surmaßnahmen . 
"Obwohl in den 
vergangenen zwei 
: Jahren etwa 
: 30.000 Fichen, die 
; meistens mehrere 
5 i Seiten enthalten, 
MB verschickt worden 
i sind, habe sich 
nun gezeigt, daß 
zum jetzigen Zeit- 
; punkt eine präzise 
© Aufarbeitung der 
: jahrelangen 
: Bespitzelung 
"schwierig sei. In 
: der Tat kann eine 
Analyse, soll sie 
; wissenschaftli- 
chen Kriterien 
5 Genüge tun, allein 
auf der Grundlage 
BE jer Fichen nur 
oberflächlich erfolgen. — 
Die Landesregierung (“Bundesrat‘) ıst 
anderer Meinung als das Schnüffelkomi- 
tee. Justizminister Arnold Koller hat nach 
der Ficheneinsicht die Nase voll, weil die 
ganze “Übung” viel Geld und Personal 


telegraph 5 /92 


verschlang und jeden Tag durch Medie- 
 nenthüllungen für Unruhe sorgte. Koller 
möchte die Akten gegen den Protest der 
Betroffenen und der interessierten Histo- 
rikerInnen vernichten lassen und auf die 
Akteneinsicht, bis auf wenige Ausnah- 
men, verzichten. Er hat denn auch einen 
Bundesbeschluß entworfen, der nun 
durch die beiden eidgenössischen Kam- 
mern (National- und Ständerat) verab- 
schiedet werden soll. 

Der Ständerat hat am 4.März 1992 über 
Kollers restriktive Vorschläge debattiert 
und dabei recht überraschend Kollers 
Vorschläge zerzaust. Insbesondere sollen 
nach Meinung der sonst als reaktionär 
geltenden Kammer die Akten nicht ver- 
nichtet, sondern dem Bundesarchiv zur 
Aufbewahrung übergeben werden - ein 
Erfolg für das Schnüffelkomitee und 
zahlreiche engagierte HistorikerInnen, 
die in den letzten Monaten außerordent- 
lich viel Lobbyarbeit geleistet haben. Fer- 
ner möchte der Ständerat die Einsicht in 
die Dossiers, insgesamt etwa 1200 Lauf- 
meter Akten, großzügiger gestalten. 
Nicht nur Betroffenen, die einen “materi- 
ellen oder ideellen Schaden glaubhaft 
machen können”, sollen Akteneinsicht 
erhalten, sondern auch Registrierte, deren 
Dossiers mehr Informationen als deren 
Fichen enthalten. Letzteres ist natürlich 
etwas gummig formuliert und deshalb 
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Blackout: 15 Seiten 
Fiche & Dossier 
schickte die Kantons- 
polizei Zurich dem 
Joumalisten G. T. zu 
(exklusive die Akten, 
die an die Bundes- 
anwaltschaft geleitet 
wurden). Die sieben 
hier dokumentierten 
authentischen Seiten - 
also knapp die Hälfte 
— geben ein anschauli- 
ches Bild der registrier- 
ten Aktivitäten des Fi- 
chierten. 


Auslegungssache. Da aber vor kurzem 
mit dem liberalen Richter Rene Bacher 
ein neuer Delegierter für Staatsschutzak- 
ten (entspricht in etwa dem Amt vom Joa- 
chim Gauck) gewählt worden ist, sind die 
Betroffenen in der Schweiz und mit ihnen 
das Schnüffelkomitee recht zuversicht- 
lich. 
Es gilt jetzt, auch den Nationalrat, der 
Kollers Bundesbeschluß im Juni 1992 
behandeln wird, auf die Linie des Stände- 
rats zu bringen. Dieses Unterfangen ist 
insofern schwierig, als von bürgerlicher 
Seite des öfteren mit den hohen Kosten 
einer Dossiereinsicht und mit der Dauer 
(mehrere Jahre) des Einsichtverfahrens 
argumentiert Wird. Auch im Volk meh- 
ren sich die Stimmen, die ganze Übung 
abzubrechen und die Staatsschutzakten 
unter den Teppich zu kehren. Denn histo- 
rische Aufarbeitung der eigenen 
Geschichte ist auch in der Schweiz nicht 
besonders gefragt. 

Urs Frieden 
(der Autor ist Redakteur bei der Schwei- 
zer Wochenzeitung “WoZ) 
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Verhaftungen 
am Rande der EXPO 2 in Sevilla 


Die Kölner Journalisten Karl Roessel, Buchautor und Beobachter der EXPO 92 im 
Auftrag des WDR und Herbert Sachs, Pressefotograf, berichten nach Interviews mit 
AugenzeuglInnen über massive Behinderung ihrer Arbeit und den gewaltsam unter- 
bundenen Protest gegen die offiziellen Feierlichkeiten unter dem Motto “Begegnungen 
zweier Welten”. 

Den beiden, für die EXPO 92 akkreditierten Beobachtern, die mittlerweile unter 
offener Observation der spanischen Behörden stehen, ist ein freies Arbeiten unter jour- 
nalistischen Gesichtspunkten kaum noch möglich. Der von ihnen verfaßte, beiliegen- 
de Text erreichte uns per Telefax am 22.4.92 um 1.51 Uhr. Zu ergänzen ist, daß bis- 
lang jeglicher Kontakt von RechtsanwältInnen zu ihren MandantInnen von Seiten der 
Polizei verweigert wurde. Die Haftprüfungstermine für die Festgenommenen aus der 
Bundesrepublik beginnen am 22.4.92 gegen Mittag. 

Aufgrund der zahlreichen Festnahmen von TeilnehmerInnen des Gegenkongresses 
rufen die FreundInnen und Angehörigen der Festgenommenen, sowie verschiedene 
Dritte-Welt-Gruppen zu einer Protestaktion vor der spanischen Botschaft am 22.4., 11 
Uhr auf. Sie fordern die sofortige Freilassung aller Festgenommenen, sowie die Ein- 
stellung aller Verfahren. 


“Begegnung zweier Welten”: 
Polizisten in Sevilla schießen auf Demonstranten 


“Die Weltausstellung will ihren Besuchern 
eine Vorstellung von Toleranz, Respekt der 
Meinungsvielfalt und der internationalen 
Solidarität vermitteln.” (König Juan Carlos 
in seiner Eröffnungsrede der EXPO 92 am 
20.April 1992). 

Zur gleichen Zeit, als der spanische 
König diese Eröffnungsrede hielt, versam- 
melte sich am EXPO-Eingang an der Bar- 
queta-Brücke eine Gruppe von Menschen 
aus verschiedenen südamerikanischen und 
europäischen Ländern, um klarzumachen, 
daß der fünfhundertste Jahrestag der spani- 
schen Invasion in Amerika für viele kein 
Grund zum Feiern ist. Vor allem die Ver- 
treterInnen indigener Völker weisen darauf 
hin, daß das Jahr 1492 für sie 500 Jahre 
Kulturzerstörung, Unterdrückung und Völ- 
kermord bedeutet, eine Geschichte des 
Kolonialismus, die sich bis heute fortsetzt. 
Aus diesem Grunde reisten zur Eröff- 
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nungswoche der EXPO Vertreter der 
Indio-Nationen Kuna (Panama) sowie 
Quechua und Kolla (Peru) nach Sevilla. 
Während der Eröffnungszeremonie 
verlasen sie vor dem EXPO-Eingang einen 
Brief an den spanischen König. Darin hieß 
es unter anderem: “Es geht nicht an, daß 
Ihre Regierung eine gigantische Weltaus- 
stellung finanziert, während Millionen 
Menschen bei uns bis heute an Hunger und 
Verfolgung leiden.” Als dieser Indio-Brief 
verlesen war, zeigte sich die “Toleranz”, 
“Pluralität” und “internationale Solidarität’ 
des spanischen Staates 1992: Plötzlich fuh- 
ren mehrere Mannschaftswagen einer Spe- 
zialeinheit der spanischen Polizei vor, aus 
denen bewaffnete und maskierte Unifor- 
mierte sprängen, die sofort - ohne jede Vor- 
warnung, ohne jede Aufforderung den frei- 
en Platz an einer Seite des Eingangs räum- 
ten - auf die kleine Gruppe von Demon- 
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strantInnen brutal mit Schlagstöcken ein- 
schlugen. Männer wie Frauen wurden an 
den Haaren gerissen und-so zu den Polizei- 
wagen gezertt. Das Ergebnis des Polizei- 
einsatzes: Es gab mehrere Verletzte 
DemonstrantInnen und mindestens zwan- 
zig Festnahmen, obwohl die kleine Gruppe 
weder den Besuchereingang der EXPO 
behindert hatte, noch irgendeine Gegen- 
wehr gegen den Polizeiübergriff versuchte. 
Parallel zu diesem Überfall wurden auch 
einzelne ZuschauerInnen aus dem Kreis 


® der PassantInnen willkürlich herausgegrif- 


fen und ebenfalls festgenommen. 

Dies war nicht der erste brutale Polizei- 
einsatz zur EXPO-Eröffnung in Sevilla. 
Schon im Vorfeld hatte die andalusische 
Regierung pauschal jegliche öffentliche 
Meinungsäußerung und Demonstrationen 
gegen die S00-Jahresfeiern strikt verboten. 
Als sich am Vorabend der EXPO- Eröff- 
nung, nach einem Konzert in Sevilla, meh- 
rere hundert DemonstrantInnen zusam- 
menfanden, um ihren Protest gegen diesen 
Angriff auf die Meinungsfreiheit und 
gegen das Spektakel der EXPO auszu- 
drücken, fuhr die spanische Polizei plötz- 
lich von hinten in die Demonstration hin- 
ein. 

Schon dabei wurde ein Demonstrant 
angefahren, verletzt und von der Polizei 
mißhandelt. Die Polizei setzte sogar 


® Schußwaffen ein. Sie zielte und schoß 


direkt auf DemonstrantInnen. Dabei erlitt 
eine Teilnehmerin einen Beindurchschuß, 
ein Demonstrant wurde am Bauch getrof- 
fen und einer Passantin in die Schulter 
geschossen. Die Panik, die nach den Schüs- 
sen entstand, nutzte die Polizei, um 36 
DemonstrantInnen festzunehmen. Darunter 
waren Angehörige verschiedener Nationa- 
litäten, VertreterInnen von Dritte-Welt- 
Initiativen und Solidaritätsgruppen aus ver- 
schiedenen europäischen Ländern, die zu 
einem internationalen Kongress in der Uni- 
versität von Sevilla angereist waren, aber 
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auch auf der Straße ihren Protest gegen die 
spanischen Feierlichkeiten zur 5S00-jähri- 
gen Kolonialgeschichte ausdrücken woll- 
ten. Offensichtlich gerieten sie schon allein 
deshalb in das Visier der spanischen 
Sicherheitsbehörden. Denn so skandalös 
die beiden ersten Polizeieinsätze waren, so 
abwegig war auch der jüngste, am Diens- 
tag, dem 21.April, am zweiten EXPO-Tag. 
Er fand 25 Kilometer außerhalb von Sevil- 
la statt. Dort, in Mairena del Alcor, umstell- 
te die spanische Polizei am Nachmittag 
einen Campingplatz, auf dem zahlreiche 
internationale Gäste und TeilnehmerInnen 
des Gegenkongresses zur EXPO-Eröff- 
nung in Sevilla untergebracht worden 
waren. Auch dort wurden mindestens 26 
Menschen willkürlich während des Essens 
festgenommen. Sie mußten ihre Zelte und 
Gepäckstücke zurücklassen und sind jetzt 
ebenfalls inhaftiert. 


Fazit: 

In den ersten beiden EXPO-Tagen in Sevil- 
la wurden bereits über 80 Menschen fest- 
genommen, darunter auch ein mexikani- 
scher Journalist. Inzwischen gibt es Hin- 
weise darauf, daß die Gefangenen in den 
spanischen Gefängnissen mißhandelt wer- 
den. Während sich Sevilla weltweit als 
gastfreundliche und offene Stadt präsen- 
tiert und die Organisatoren der EXPO vor- 
geben, die Meinungsvielfalt und den inter- 
nationalen Austausch von Ideen fördern zu 
wollen, soll offensichtlich auch noch der 
leiseste Protest gegen die zwei Milliarden 
US-Dollar teuren Feierlichkeiten 1992 in 
Sevilla kriminalisiert werden. 

Tatsächlich präsentiert sich der spani- 
sche Staat gegenüber Menschen mit ande- 
rer Meinung in diesen Tagen in einer 
Weise, die viele der südamerikanischen 
TeilnehmerInnen am Gegenkongress in 
Sevilla an die Diktaturen auf ihrem eigenen 
Kontinent und manche SpanierInnen an die 
Zeit der Franco-Diktatur erinnert.” 


Parlamentswahlen - Italien im 


europäischen Trend 
Faschisten wieder gesellschaftsfähig 


Wahlen standen in Italien immer in dem 
Ruf, daß die Wähler darüber abstimmen, 
wen die Mafia anschließend kaufen soll. 
Viele Menschen glauben ohnehin, daß 
die Zentrale in Rom nur eine Filiale der 
Mafia ist. Deshalb wurde bei den Parla- 
mentswahlen am 5. und 6. April 1992 
nach einem neuen, angeblich beste- 
chungssicheren Wahlrecht gewählt. 

Hinzu kamen schwere Probleme in 
der Wirtschaft und den sozialen Verhält- 
nissen. Es weht ein Hauch der krisenge- 
schüttelten dreißiger Jahre durch das 
Land. Morde und Gewaltwellen zer- 
reißen Italien. Die Mafia kontrolliert im 
Süden ein Drittel aller Wählerstimmen. 
Ca. 70% der Staatsschulden ist Mafia- 
geld. Das Land erlebte in 47 Jahren 50 
Regierungen und steht vor dem politi- 
schen Kollaps. 

Auf diesem Boden bekamen auch 
dort faschistische Organisationen Auf- 
trieb und es war für die Parlamentswah- 
len zu befürchten,so der italienische 
Regisseur Frederico Fellini, daß die ita- 
lienischen Wähler mit ihrem berechtig- 
ten Protest gegen die Regierung zu sehr 
die Parteien Wählen, denen seiner Mei- 
nung nach nur noch die deutsche Spra- 


che fehlt. _ 
Und diese Befürchtung war nicht aus 
der Luft gegriffen. 


Rechts zu sein und zu denken, darin 
haben viele in Italien nie etwas unehren- 
haftes gesehen, und Italiens Neofaschi- 
sten haben sich noch nie gescheut, mit 
dem faschistischen Gruß öffentlich an 
ihre “glorreichen” Zeiten zu erinnern. 
Faschismus ist schon lange wieder 
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“hoffähig”. Das bewies auch Präsident 
Francesco Cossiga, der sich öffentlich 
entschuldigte, daß er die Italienischen 
Faschisten als Haupttäter für verschiede- 
ne Terror-Attentate verantwortlich 
gemacht hatte. Ministerpräsident And- 
reotti trat öffentlich dafür ein, aus dem 
römischen Gedenkstein “Für die Opfer 
des Faschismus” das Wort Faschismus 
zu löschen. 
Besonders die Mouvimente Soziale 
(MSI), die sich schon in der Vergangen- 
heit einen Namen gemacht hatte und in 
seinen politischen Positionen etwa den 
deutschen Republikanern oder der fran- 
zösischen Front National ähnelt, hatte 
gute Chancen für einen beachtlichen 
Wahlerfolg. Und man präsentierte mit 
viel Pomp und sehr pressewirksam die 
Wahlwunderwaffe des MSI, die 29jähri- 
ge Medizinerin Alessandra Mussolini, 
Enkelin des Diktators Benito Mussolini. 
Die selbstbewußte Dame sollte die 


Reihen der Bewegung zusammen- 
schweißen und die Partei an die Macht 
torpedieren. 


Und sie beschwört die Apokalypse: { 
“Aus dem vielgerühmten Bel Pease 
(schönes Land) ist ein Mal Paese (ein 
schlechtes unregierbares, umweltver- 
schmutztes, miserables Land) gewor- 
den.” Und natürlich schimpft sie gegen 
die Ausländer: “Was machen wir mit 
ihnen? Ich sage nur: raus und zwar 
schnell. Das muß sich jetzt wirklich 
ändern. Wenn mein Opa das wüßte - er 
würde richtig aufräumen.” 

Auch Parteichef Gianfranco Fini, 
schoß sich hauptsächlich auf die Auslän- 
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der ein. Millionen von Ausländern leben 
als Parasiten, auf unsere Kosten so der 
MSI-Vorsitzende auf der Abschluß- 
kundgebung vor der Wahl. Um ein 
neues, verschärftes Einwanderungsge- 
setz zu erreichen, hat das MSlI ein Volks- 
begehren beantragt. Fini leitet seit 1987 
das Mouvimente Soziale als jüngster 
Parteivorsitzender Italiens. Er hat Psy- 
chologie studiert und war vorher Journa- 
list. 

Bis einen Tag vor der Wahl war das 
Mouvimente noch die viertstärkste Par- 
tei Italiens. Doch die Erwartungen ihrer 
Anhänger konnte das Mouvimente nicht 
erfüllen. Statt eines erhofften Wahlsiegs 
kam man mit geringen Verlusten auf 
knappe 5,6 Prozent der Stimmen. An 
eine Regierungsbeteiligung war bei der 
MSI ohnehin nicht zu denken. Auch bei 
besseren Ergebnissen wäre sie auf allen 
Ebenen ausgeschlossen geblieben. 
Darin sind sich bisher alle der sogenann- 
ten “demokratischen” Parteien einig. 

Der eigentliche Wahlgewinner war 
die rechtsgerichtete Lega Lombarda des 
Umberto Bossi. 

Bossi, Vorsitzender dieser 
hauptsächlich von Industriearbeitern und 
vom Mittelstand unterstützten “Protest- 
bewegung”, trommelte in seinem Wahl- 
kampf gegen alles Fremde, ob es aus 
Nordafrika oder aus dem Süden des 
eigenen Landes komme. Man will unter 
sich bleiben. Was solle man auch in 
Rom, so sagen sie, daß sie eigentlich 
schon zu Afrika rechnen. Also weg von 
Rom. Man will eine eigene Identität, und 
unter sich bleiben. Die Lega wurde als 
eine Erscheinung der italienischen 
Wohlstandsgesellschaft im Norden, die 
die ständigen Geldtransfers in ärmere 
Regionen nicht mehr mitmachen will, 
zum Alptraum der Regierungsparteien in 
Rom. 
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Und man kam an. Mit ihren Parolen 
gegen Ausländer, gegen den mafiaver- 
seuchten Süden, gegen die Inkompetenz 
der Minister schaffte die Lega aus dem 
Stand über neun Prozent. 

In der Lombardei, der bevölkerungs- 
reichsten Region Italiens, wurde die 
Lega zur stärksten Partei und zur viert- 
stärksten in Italien. 

Julio Andriotti und seine Christde- 

mokraten müssen zwar ein Minus von 
über fünf Prozent hinnehmen, jedoch als 
stärkste Partei mit 29 Prozent sind sie 
nicht aus den Sesseln der Macht zu ver- 
drängen. 
Größte Opposition bleibt, trotz 10 Pro- 
zent Verlust, die aus der KPI hervorge- 
gangene Partei des demokratischen 
Sozialismus (PDS), mit Akile Oketto an 
der Spitze. Mit ihren 16 Prozent hätte die 
bisherige Koalition die Mehrheit, die für 
die angestrebten Verfassungsänderun- 
gen wie Verhältniswahlrecht oder Drei- 
prozenthürde nötig ist. Gouvernissimo 
heißt dieses Koalitionsmodell bereits - 
große Koalition auf Italienisch. 

Obwohl die sogenannten demokrati- 
schen Parteien vorerst nicht von der 
Macht verdrängt werden können, ist 
eines klar: in Italien werden faschisti- 
sche Parteien zunehmend ein Faktor, an 
dem keiner vorbeikommt. 

Statt sich jedoch ernsthaft damit aus- 
einanderzusetzen und dieser Entwick- 
lung entgegenzusteuern, versuchen auch 


in Italien die etablierten Politiker, 


faschistische Organisationen auszuhe- 
beln, indem sie deren Positionen zu den 
ihrigen machen, oder sich diesen Partei- 
en anzubiedern. Aber Italien ist ja kein 
Einzelfall in Europa, wie gesehen bei 
den Wahlen in Frankreich, oder aber in 
der BRD seit Jahren. Italien liegt somit 
im europäischen Trend. 
Barni Geröllheimer 
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Die Neonazipartei FAP 
in Ostberlin zur Kommunalwahl zugelassen 


Eine Wahl jagt die andere und im neuen 
geeinten demokratischen Deutschland 
mischen immer mehr faschistische Par- 
teien mit. Speziell in den fünf neuen 
Ländern wittert man Wahlchancen. Nun 
stehen in Berlin Kommunalwahlen 
bevor. So will man gerade im Osten der 
Stadt auf Stimmenfang gehen. Und die 
Demokraten des Landeswahlausschusses 
gestatten ihnen das. 

Nachdem bereits die faschistische 
“Nationalistische Front” zur Wahl zuge- 
lassen wurde (“telegraph” berichtete in 
der Nr.3/92) und nun in Hohenschönhau- 
sen antreten wird, erhielt nun eine wei- 
tere faschistische Partei die Zulassung 
zur Bezirksverordnetenwahl. Ausgerech- 
net im sogenannten “Kreuzberg des 
Osten” dem Stadtbezirk Berlin-Prenzlau- 
er Berg stellt die “Wählergemeinschaft 
der Freiheitlichen Deutschen Arbeiter- 
partei (FAP) z.H. Herrn Lars Burmeister, 
Pappelallee 56, O-1058 Berlin, zur 
Wahl. 

Dies war jedoch nur möglich, weil 
der Landeswahlausschuß den Bezirks- 
wahlausschuß Lügen strafte und in die 
Geschäfte hineindirigierte. Denn im 
Bezirk war die FAP bereits abgewiesen 
worden. 

Nachdem diese einen Wahlvorschlag 
und 121 Unterstützungsunterschriften 
einreichte, wurde im Bezirk festgestellt, 
daß man, nur 96 Unterschriften anerken- 
nen könne, weil 4 Personen nicht im 
Melderegister ermittelt werden konnten, 
4 Personen am Unterschriftstag nicht das 
18.Lebensjahr erreicht hatten, 11 Perso- 
nen mit Hauptwohnsitz nicht im Bezirk 
gemeldet sind, 3 Personen keine 
Datumsangaben hinter der Unterschrift 
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geleistet hatten und 3 Personen bereits 
einen anderen Wahlvorschlag unterstützt 
hatten. Dies alles schön begründet mit 
diversen Paragraphen. Und da nach $23 
Abs.4 des Landeswahlgesetzes minde- 
stens 100 Unterstützerunterschriften ein- 
gereicht werden muß, entschied der 
Bezirkswahlausschuß, daß die Wähler- 
gemeinschaft FAP nicht zur Wahl zuge- 
lassen wird. Alles sehr formalistisch, 
aber immerhin. 

Dies jedoch wollte die FAP nicht auf 
sich beruhen lassen und ging in die näch- 
ste Instanz, sprich zum Landeswahlaus- 
schuß und zwar mit einer Beschwerde, 
die vom Landesvorsitzenden der FAP 
am 7. April eingereicht wurde. 

Also überprüfte man im die Unter- 
schriften noch einmal. Und man kam zu 
dem verblüffenden Beschluß, daß den 
armen Nazis Unrecht angetan wurde und 
zwar vom Bezirkswahlausschuß. 

In einem schriftlichen Vermerk zur 
Sitzung des Landeswahlausschusses am 
Freitag, dem 10.April 1992, heißt es: 
“Die drei Unterschriften, die wegen feh- 
lenden Datums zurückgewiesen wurden, 
sind anzuerkennen. Ein Datum wird in $ 
23 Abs.4 des Landeswahlgesetzes nicht 
ausdrücklich gefordert. ...Anhaltspunkte 
dafür, daß die Unterschriften vor Auf- 
stellung des Wahlvorschlages geleistet 
wurden, bestehen nicht. Bei den insge- 
samt 11 Fällen (besteht) ... in einem Fall 
.. gegen die Gültigkeit der Unterschrift 
keine Bedenken.” Alle anderen Unter- 
schriften wurden vom Landeswahlaus- 
schuß nicht weiter berücksichtigt, da 
durch die “vorgenommenen Korrekturen 
bereits 100 gültige Unterstützungsunter- 
schriften beigebracht worden sind und 
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"Legal an die Macht kommen!" - führende Mitglieder der Berliner FAP 


der Wahlvorschlag daher anzuerkennen 
ist”. Somit wurde der neofaschistischen 
FAP, ganz rechtsstaatlich, die Wahlbe- 
teiligung gestattet. “Der Wählergemein- 
schaft der Freiheitlich Deutschen Arbei- 
terpartei wird der Beschluß des Bezirks- 
wahlausschusses Prenzlauer Berg aufge- 
hoben. Der Wahlvorschlag der Wähler- 
gemeinschaft der Freiheitlich Deutschen 
Arbeiterpartei (FAP) für die Bezirksver- 
ordnetenversammlung Prenzlauer Berg 
wird zugelassen.” 

Damit ermöglicht (nun schon zum 
zweiten mal) der Landeswahlausschuß 
die Wahlbeteiligung einer faschistische 
Partei. Mit der FAP wird eine Partei 
antreten, deren 23 Punkte-Programm 
vom 25 Punkte-Programm der NSDAP 
abgeschrieben ist und die auch sonst fest 
in den Fußstapfen der NS-Partei mar- 
schiert. 

Außer der FAP im Prenzlauer Berg 
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und der Nationalistischen Front in 
Hohenschönhausen, treten außerdem 
noch sechs weitere rechtskonservative 
und rechtsradikale Organisationen an. 
“Die Republikaner” berlinweit, die 
“Deutsche Soziale Union (DSU)” in 
Mitte und Prenzlauer Berg, “Die Bürger” 
in Tiergarten und Spandau, die “Freiheit- 
liche Volkspartei (FVP)” in Köpenick, 
“Die Nationalen in Wedding, Spandau, 
Tempelhof, Neuköln, Treptow, Lichten- 
berg, Pankow, Reinickendorf, Marzahn 
und die “Ökologische-Demokratische- 
Partei (ÖDP) in Charlottenburg, Span- 
dau, Wilmersdorf, Zehlendorf, Steglitz, 
Tempelhof, Köpenick und Reinicken- 
dorf. 

Bleibt zu hoffen, daß die Menschen 
im Prenzlauer Berg genug Verstand 
besitzen dieser Gruppierung die kalte 
Schulter zu zeigen. 

Daniel Düsentrieb 
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HEIL POLSKA ! 


Der Führer der Polnischen Nationalge- 
meinschaft, Boleslaw Tejkowski, zog mit 
einigen hundert Skinheads nach Zgorzelec. 
Lange vor der (für den 12. Februar 
angekündigten) antideutschen Manifestati- 
on beginnt der Briefwechsel zwischen dem 
Präsidenten der PSN-PWN* und dem Bür- 
germeister von Zgorzelec, sowie dem Lei- 
ter des Verwaltungsbezirkes Jelenia Gora. 

Die beiden Letztgenannten lehnen eine 
Genehmigung der Manifestation wegen 
der Nichterfüllung von geforderten Forma- 
litäten ab. Man kann aber ohne Schwierig- 
keiten zwischen den Zeilen lesen: wir wol- 
len euch nicht. Tejkowski droht, daß er das 
sowohl dem Bürgermeister als auch dem 
Wojewoden nie vergißt. Zwei Tage später, 
in einem Interview für das dritte Programm 
des Polnischen Radios (PR), erklärt er die 
beiden zu Juden. (Zu Juden zählt er auch 
den Führer des Empfangskommitees) 

Die erste große Demonstrantengruppe 
kommt auf dem Bahnhof von Zgorzelec 
gleich nach 7 Uhr an. Schon zwei Stunden 
vor 12 Uhr gehen einige Dutzend 
Skinheads in die Stadt um sich “zu erwär- 
men”. Hundert Meter vor dem Grenzüber- 
gang werden sie von der Polizei aufgehal- 
ten und zurückgeschickt. Es brennen zwei 
Fahnen - die'Deutschlands und Israels. Den 
Skinheads gefallen auch zwei Autos mit 
weißen Nummernschilden (deutsche 
Kennzeichen, Anm.d.Red.) nicht. Aus 
einem Auto mit einem zerstörten Schein- 
werfer schreit ein Mann aufgeregt. Er 
schreit auf Polnisch. 

An dem Manifestationszug beteiligt 
sich Tejkowski nicht. Zu dieser Zeit drückt 
er sich auf dem Bahnhof herum. Aber in 
dem schon zitierten Radiointerview sagt er: 
Wir verbrannten, wir beschädigten”.Er 
erklärt auch, daß Wandalismus während 
der politischen Manifestationen begründet 
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und sogar wünschenswert ist. 

In einen Bahnhofswarteraum abge- 
drängt und eingeschlossen, verhalten sich 
die Skinheads ruhig. Mangels Publikum - 
auf dem Bahnhof befinden sich hauptsäch- 
lich Polizisten und Joumalisten - agitieren 
sie die Polizisten. Alle plappern dieselbe 
Formel über die Leiden der Landsleute in 
Deutschland und demolierte Autos von 
Polen, die sich über die Oder wagen. Die 
Parole eines Skins lautet heute: Vergeltung. 

Zum Aufstand kommt es dann gegen 
11 Uhr. Grund ist nicht die Politik, sondern 
die Physiologie. Die Skinheads wollen 
nicht einzeln aufs Klo gehen. Scheiben klir- 
ren. Die Menge drängt zur Tür des Warte- 
raumes. Eine schnelle und brutale Aktion 
der Antiterrorgruppe kühlt die Stimmung 
binnen Sekunden. Letztendlich kommt die 
Entscheidung, daß die Demonstranten mit 
dem Zug Richtung Rzeszow um 13.12 Uhr 
abfahren werden. Von einem Polizeikor- 
don umringt gehen die Skinheads aus dem 
Warteraum auf den Bahnsteig. Hier taucht 
der Führer wieder auf. Er lobt seine Jungs. 
Er sagt, daß das Ziel erreicht wurde und 
daß er im allgemeinen zufrieden ist. Die 
Anwesenheit des “Opas” verbessert erheb- 
lich die Stimmung. Die Skins singen die 
polnische Nationalhymne mit zum faschi- 
stischen Gruß erhobenen Händen. 

Der Zug rollt in die Station ein. Der 
Kampf um die Sache ist beendet. Es 
beginnt der Kampf um die Sitzplätze. Zwi- 
schen den bei den Waggons zusammenge- 
drängten Jungs geht eine Nonne, die von 
Polizisten eskortiert wird. Auf dem Bahn- 
steig steht eine junge Tschechin. Sie steht 
und weint aus Angst. Sie weiß nicht, daß 
sie heute (noch) kein Feind ist. 

(aus der polnischen Wochenzeitschrift 
“WPROST” vom 9.3.92) 
Übersetzung: Anna Porchawka 
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“Schafe im Wolfspelz” 


Zum zehnjährigen Bestehen 
des Anarchistischen Arbeitskreises Wolfspelz in Dresden 
Teil II 


Im ersten Teil des Interviews im letzten “telegraph” berichteten Roman und Johanna, 
wie in Zusammenhang mit einem Aufruf zum Gedenktag an die Zerstörung Dresdens 
am 13. Februar 1982 aus losen Zusammenhängen von Hippiegruppen ein Kreis von 
Friedensaktivisten entstand. Die Tendenz einer unabhängigen Basisbewegung, die 
damals in Dresden, ebenso wie in Jena bestand, wurde immer wieder durch das Ange- 
bot der Kirche gebrochen, bitter notwendigen Schutz gegen staatliche Repressionen zu 
geben. Auch Veranstaltungen schienen nur im Raum der Kirche möglich zu sein, die 
in der DDR die einzige Institution war, die halbwegs unabhängig vom SED-Regime 
agieren konnte. Aber die Dresdner Radikalen wollten nicht den Preis zahlen, den die 
Kirche forderte: Anpassung und Vermeidung von öffentlichkeitswirksamen Aktionen. 
Deshalb wurden sie vom Dresdner Landesbischof Hempel 1985 als “Wölfe im Schaf- 
spelz” bezeichnet. Der Kreis nannte sich seitdem ““Wolfspelz”. Schon im ersten Teil 
wurde geschildert, daß die Wolfspelz-Leute in der thematischen Vorbereitung von 


Aktionen und Werkstätten zunehmend zu anarchistischem Gedankengut fanden. 


“telegraph”’: Ich habe immer noch nicht 
genau verstanden, was Ihr unter Ableh- 
nung von sozialistischen Utopien ver- 
steht. 

Johanna: Wir sind eigentlich gleich 
anarchistisch eingestiegen. Irgendjemand 
hatte ein Bakuninsches Anarchismusmo- 
dell ausgebuddelt, Kommunen, die 
gemeinsam leben und produzieren und 
untereinander Waren austauschen. Das 
waren die Vorstellungen, die wir disku- 
tiert haben, ohne das Anarchie zu nennen. 
Der Begriff Anarchie kam erst im Som- 
mer 1986. Ich lag im Krankenhaus und 
Roman hat mir “Was tun?” von Tschemi- 
schewski geschenkt. Das habe ich gelesen 


und das war das, was ich dachte. Im Vor- 


wort habe ich gelesen, daß Tschernische- 
wski ein Anarchist war. 

Ich dachte, daß ich dann wohl auch eine 
Anarchistin bin.Roman: Damit hatten wir 
endlich den Namen gefunden, für das, 
was wir empfunden haben. 

Johanna: Daraufhin hatten wir im Wolf- 
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spelz wieder eine kleine Spaltung, wenn 
auch nicht so ganz wesentlich. Die Leute, 
die stark christlich vorgeprägt waren, gin- 
gen. Ekki sagte: “Ihr sagt Bakunin, ich 
sage die Bibel!” Von Bakunin sind wir 
inzwischen auch wieder weg. Bakunin, 
Vera Figner und Tschemischewski, das 
waren damals die ersten Dinge, die wir 
bekamen. Wir haben zuerst einmal ver- 
sucht, alles zu lesen, was mit dem Thema 
zusammenhängt. Damals existierte auch 
ein Mütterkreis, der sich mit freien Schu- 
len beschäftigte. Wir hatten in der Hohen 
Tatra einen Lehrer von der Westberliner 
Freien Schule kennengelernt. Er hat uns 
Infomaterial geschickt, das komischer- 
weise ankam und wir haben mit ihm 
Lesungen gemacht. Wir haben auch 
Material über antiautoritäre Erziehung 
bekommen und haben im Frauenkreis 
diskutiert, ob wir einen freien Kindergar- 
ten machen können. Wir versuchten, 
diese Idee sofort zu verwirklichen, was 
natürlich an keinem Ende klappte. Dann 
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haben wir eine “thematische Meditation” 
gemacht, ich weiß nicht, ob es das Wort 
überhaupt gibt. Wir haben Kinderdias 
gezeigt und dazu einen Vortrag über anti- 
autoritäre Erziehung mit Zitaten, Beispie- 
len und Erlebnisberichten gehalten. Diese 
Veranstaltungen haben wir dann in Kir- 
chen gemacht. Der Kreis löste sich 
irgendwann auf, weil sich kein Kinder- 
garten fand, der unsere Ideen verwirkli- 
chen wollte. 

Das war die Zeit, als wir in immer 
wiederkehrenden, endlosen Diskussionen 
Macht und Autorität als das Böse erkannt 
wurde und vom Kreis der Begriff Anar- 
chie für die eigenen Anschauungen 
akzeptiert wurde. Wir waren damals 
natürlich noch völlig pazifistisch. 

Im Frühjahr 1986 haben wir - Peter 
Grimm, ich und andere - dann vergeblich 
versucht, den Leuten vom DDR-weiten 
Friedensseminar “Frieden konkret” unse- 
re Machtdiskussion zu vermitteln. Wir 
haben versucht zu verhindern, daß “Kon- 
kret für den Frieden” nach dem Mord an 
Olof Palme der Witwe ein Beileidstele- 
gramm schickte, einerseits weil es ein 
Mächtiger war, andererseits weil wir von 
schwedischen Friedensleuten wußten, 
daß Olof Palme auch tief im Waffenhan- 
del steckt. 

Roman: Es gab endlose Endzieldiskus- 
sionen. Wir haben uns mit der Frage nach 
einer Gesellschaft ohne Geld und mit frei- 
en Arbeitsstrukturen beschäftigt. Wir 
haben festgestellt, daß für uns das 
Wesentliche nicht Anarchie ist, sondern 
Anarchismus: Es kommt nicht darauf an, 
ein Ziel auszumalen, wieder eine neue 
Utopie in diese Inflation von Utopien her- 
einzuwerfen, sondern es kommt darauf 
an, zu leben und einen Prozeß zu gestal- 
ten, sich in diesem Prozeß anständig und 
vernünftig zu verhalten und den 
Anspruch auf Aktivität nicht aufzugeben. 
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Johanna: Ganz stark im Vordergrund 
stand für uns das Vor-Leben. Jeder sollte 
in dem Bereich, in dem er steht, das tun, 
was Leute weiterbringt. Eine winzige 
Sache war beispielsweise eine Gemein- 
schaftswäscheleine im Haus. Wir wollten 
versuchen, auf die Menschen, mit denen 
wir zu tun-hatten, gemeinschaftlich ein- 
zuwirken. Und die Leute aus unserem 
Kreis haben das auf Arbeit, in der Schule 
und zu Hause versucht. 

Roman: Es ging um das Begreifen, daß 
politisches Leben wichtig ist, nicht politi- 
sche Arbeit. Es kam darauf an, daß es 
nicht damit getan ist, einmal in der 
Woche Wolfspelz zu spielen oder alle 
vier Wochen in einem anderen Kreis. Es 
kam darauf an, daß du denkst, was du 
sagst und daß du das, was du sagst, auch 
wirklich lebst. Weil wir das einfach ver- 
körperten, haben wir unsere politische 
Papiere an den Arbeitsstellen verteilt und 
gelesen. Ich habe in einer Firma mit über 
1.000 Leuten den “Grenzfall”, die 
“Umweltblätter” und vieles andere ver- 
teilt. Ich bekam natürlich Schwierigkeiten 
und sollte aus dem Betrieb fliegen. Aber 
die Papiere lagen offiziell auf den Arbeit- 
stischen. Es gab im Betrieb eine Abon- 
nentenliste. Es war einfach normal. 
‘“telegraph”: Was hat denn die Stasi 
dazu gesagt? 

Roman: Die Stasi hat mich verhört. Die 
Obrigkeit in meinem Betrieb, dem Zen- 
trum für Mikroelektronik, der Program- 
miererfirma von Robotron, das waren 
alles Stasi-Leute. Das ging gar nicht 
anders. Dort wurde hauptsächlich mit 
Geräten gearbeitet, die im Westen gestoh- 
len waren. Sie haben immer wieder ver- 
sucht, mich zu terrorisieren. Gleichzeitig 
gab es offenbar eine Vorgabe, mich nicht 
herauszuwerfen. Ich war damals der 
Beste auf Arbeit und deshalb hatte ich für 
einen Großrechner die Verantwortung, 
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Der Kalex ist gemcinaamn mit seiner Ehefrau der eigentliche 
Begründer des "Pricdenskreiner" "Wolfspelz" und kann. als deren 
gelstigor Kopf ungcsehen werden. Seine ideologische Grundhaltung 
basiert auf linkaradikalen Vorstellungen und anarchistischen 
Ideen. Er Int bestrebt, oein Gedankengut auch außerhalb des 
"Friedenskroisog" zu verbreiten und nutzt dabei besonders die 
Möglichkoiton sciner Arbeitsutelle.: So vorsuchte er, in diesem 


Jahr,”obwohl nicht Mitglied den FDGB, in die DGL 


gewühlt zu 


‚worden, um seiner Ziclstellung auch in der Gewerkschaft wirksam 


zu werden, gerecht zu werden. 


SED-intern-Informationen über Roman Kalex 


wäre also normalerweise Schichtleiter 
gewesen. Da wollten sie dann den 
“Schichtleiter” in “Master Operater” 
umbenennen, am liebsten hätten sie den 
Job “Brühschwein” genannt, aber nicht 
mehr “Schichtleiter”. 

Wir haben dann unter den Leuten, die 
an diesem Rechner arbeiteten, eingeführt, 
daß jeder für sich selbst die monatliche 
Leistungsbewertung macht. Dahinter 
stand hartes Geld, 200 bis 300 Mark 
Unterschied. Jeder hat sich selbst einge- 
schätzt, und wir haben sehr gute Erfah- 
rungen damit gemacht. Es war auch sehr 
integrativ. Beispielsweise wurde zu mir, 
weil ich das schwarze Schaf war, ein 
Schwererziehbarer an die Anlage 
geschickt, der eigentlich nichts als 
dumme Sprüche konnte und kein Wort 
geradeaus geredet hat. Der Typ kam ein- 
fach nicht mit dieser Leistungsgesell- 
schaft zurecht. Aber ich denke, er hat bei 
uns seine Komplexe verloren. Ein ganzer 
Mensch, konnte vielleicht nie aus ihm 
werden, aber er konnte sich jetzt anneh- 
men. Ich denke, daß es wichtig war, dar- 
auf zu achten, in dem Job zu bleiben und 
in einer Gesellschaft, wie sie real exi- 
stiert, sich nicht selbst auszugrenzen. 

Wir wollten auf keinen Fall eine Eli- 
tegeschichte machen. Deshalb unsere 
Fixierung auf Dresden, die Ausrichtung 
auf die betriebliche Arbeit und die Kiez- 
arbeit, wie das heute heißt. Wir wollten 
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Leute in unserer Umgebung rebellisch 
machen. 

Johanna: Ich muß sagen, daß ich auch 
sehr gute Erfahrungen gemacht habe. 
Mein Berührungskreis war Mütterkreis, 
Kinderberatung, wo ich mich sozusagen 
unter normalen Menschen herumgedrückt 
habe. Z.B. hat uns die eine Frau, die ich 
bei der Mütterberatung kennengelernt 
habe, geholfen, als uns eine Haussuchung 
drohte. Sie hat die Sachen in ihrem Kin- 
derwagen versteckt und hat sie an Adres- 
sen verteilt. Die Leute aus dem Haus 
haben geklingelt und gesagt, daß die Stasi 
unten steht. Einmal saß ich mit den Kin- 
dern auf dem Hof und die Stasi fragte die 
Nachbarin, wo ich bin. Sie hat gesagt, daß 
ich nicht da bin. Die Leute haben natür- 
lich nicht aktiv mitgemacht, sie haben uns 
aber unterstützt. Einmal kam sogar ein 
Bulle und sagte uns Bescheid, daß eine 
Haussuchung kommt. Damit weiß ich bis 
heute nichts anzufangen. 

Roman: Das gab es einfach. Das ist eines 
der Mysterien dieser DDR, daß es Leute 
in den protegiertesten Stellungen gegeben 
hat, die sich auf die andere Seite geschla- 
gen haben. Und es hat Leute gegeben, die 
haben bei Verhören das Tonband zurück- 
gespult. Es hat Leute gegeben, die haben 
in Verhörprotokollen ganze Passagen 
unterdrückt oder Fragen weggelassen. 
“telegraph”: Ich denke, wir sollten wie- 
der in die Ereignisse einsteigen 


Johanna: Ja, 1986 haben wir unter ande- 
rem eine Wahleingabe gemacht. Das war 
ein Riesentext mit einer langen Unter- 
schriftenliste. Mit der Eingabe zusammen 
haben wir unsere Wahlaufforderungskar- 
ten zurückgeschickt. 

Roman: Die Eingabe bestand aus zwei 
Teilen. Den ersten Teil konnten sehr viele 
unterschreiben, er richtete sich gegen das 
Wahlsystem. Im zweiten Teil hatten wir 
uns, gutmütig wie wir waren, wirklich 
einmal Gedanken gemacht, wie man im 
Sozialismus leben könnte. Es kam so eine 
Art Rätemodell heraus, mit dem Primat 
der Entscheidungen in den Wohngegen- 
den, mit kommunalen Entscheidungspri- 
vilegien. 

Johanna: Wir haben die Eingabe einge- 
schickt und am Tag der Wahl eine Wall- 
fahrt nach Wählen gemacht, das ist so ein 
Ort. Vorher gab es noch einige Unruhe, 
weil einige von uns zu Wahlhelfern 
bestimmt wurden. 

Roman: Ein paar Leute hatten noch eine 
Aktion auf der Straße gemacht. Sie sind 
auf den Altmarkt gegangen und luden ein 
zum Wahlkarten abgeben. Und einige 
Leute haben tatsächlich ihre Wahlkarten 
abgegeben. Das war natürlich schön. 
Johanna: Dann gab es das Menschen- 
rechtsseminar in Berlin im November 
1986. Dort haben wir das Thema Kinder- 
und Jugendrechte mit vorbereitet. Wir 
sind zum Friedensseminar in Meißen 
gefahren. 

Roman: Wir sind zu sehr vielen Veran- 
staltungen mit vorbereiteten Themen 
gegangen und haben versucht, dort etwas 
zu machen. Nach Tschernobyl sind wir zu 
Urania-Vorträgen gegangen und haben 
versucht, dort unsere Standpunkte einzu- 
bringen. Wir sind bei Kulturbundveran- 
staltungen gewesen, haben versucht, eine 
Menschenrechtsarbeit auf die Beine zu 
stellen. Zum Tag der Menschenrechte 
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wollten wir eine gemeinsame Fahrt all 
der Leute an die tschechoslowakische 
Grenze organisieren, die Reisebeschrän- 
kungen hatten. Das ist dieselbe Idee, die 
später die Berliner mit einer gemeinsa- 
men Flugreise nach Prag hatten. Nur, daß 
wir kein Medienspektakel machen woll- 
ten, sondern versuchen wollten, aus der 
Sache eine öffentliche Veranstaltung zu 
machen. 

Johanna: Zum Olof-Palme-Marsch durf- 
te man ja wegen des gleichzeitigen 
Besuchs von Honecker in Bonn zum 
ersten Mal offiziell eigene Plakate mit- 
bringen. Wir hatten ein Flugi gemacht, in 
dem stand, daß das, was heute Ausnahme 
ist, eigentlich politischer Normalzustand 
werden müßte. Das haben wir von der 
Empore heruntergeschmissen. Die Empo- 
ren waren zugeschlossen, weil sie etwas 
spitz gekriegt hatten. Da habe ich gelogen 
und gesagt, der Superintendent Ziemer 
hätte bestimmt, daß die Emporen offen 
sind. Der Hausmeister hat aufgeschlossen 
und Ziemer war dann ganz entsetzt. Am 
nächsten Tag gingen 500 bis 600 Leute 
mit eigenen Plakaten zum Theaterplatz, 
die FDJ-Leute hielten ihre Fahnen davor, 
damit man das nicht sehen kann. 

Roman: Die Zeit wurde dann immer hek- 
tischer. Permanent wurden irgendwo 
irgendwelche Leute verhaftet, wie bei- 
spielsweise Du, Wolfgang, im November 
1987, und wir haben uns solidarisiert. Wir 
mußten allzuoft oft nur reagieren, was 
mir gar nicht so gefällt. 

Johanna: Ende 1987 hatten wir dann 
unseren eigenen Skandal. Im September 
war in Berlin der Überfall von Nazis auf 
ein Konzert in der Zionskirche. Daraufhin 
haben wir hier in Dresden die Anti-Nazi- 
Liga gegründet, und Angelos und ich 
haben die Flugblätter dazu bei Euch in 
der Umwelt-Bibliothek gedruckt. Beim 
Flugblattverteilen in Dresden wurden 
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dann einige Leute erwischt und es gab 
einen Haufen Verhöre. Ihr habt dann 
einen, der beim Verhör umgefallen war, 
in einem Häuschen in der Nähe von Ber- 
lin versteckt, der rückte dann aber wieder 
aus. Dann bin ich zusammen mit Elisa zu 
Dir nach Berlin gefahren, aber Du warst 
bereits verhaftet. Ich wurde in der 
Umwelt-Bibliothek hart angefahren, daß 
die ganze Sache an Dresden liege. 
“telegraph”: Das war natürlich völliger 
Unsinn und wahrscheinlich ein von Inof- 
fiziellen Mitarbeitern verbreitetes 
Gerücht, um Verunsicherung zu schaffen. 
Unsere Verhaftung hatte damit gar nichts 
zu tun, es war die “Aktion Falle” bei der 
es der Stasi darum ging, die Zeitschrift 
“Grenzfall” und die Umwelt-Bibliothek 
zusammen zu erledigen. 

Johanna: Ich nahm in Berlin an der 
Mahnwache für Euch teil und stand tele- 
fonisch mit Dresden in Verbindung. Die 
Wolfspelz-Leute versuchten währenddes- 
sen eine Solidaritätsaktion für Euch auf 
die Beine zu stellen. Wir haben in der AG 
Frieden versucht, etwas zu bewegen, 
ohne Erfolg. Wir haben daraufhin 
beschlossen, daß wir eine Kirche beset- 
zen. Den Kirchenleuten haben wir gesagt, 
wenn sie wollen, daß wir verhaftet wer- 
den, sollen sie ihre Kirchen geschlossen 
halten. Wir machen dann eine Aktion auf 
der Straße. 

Roman: Ich habe den Dresdner Landes- 
jugendpfarrer Brettschneider angerufen, 
der saß in Berlin zusammen mit dem Ber- 
liner Stadtjugendpfarrer Hülsemann in 
einer Sitzung und führte am Konferenz- 
tisch seinen privaten Kampf mit dem 
Staat. Ich habe ihn herausrufen lassen und 
habe ihm gesagt: “Lieber Harald, ich 
wollte Dir bloß sagen, daß wir morgen 
verhaftet werden, weil in Dresden die 
Solidarfähigkeit der Kirche auf Null 
gesunken ist. Wir werden unsere Mahn- 
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wache auf der Straße machen.” Er wurde 
hektisch und ich habe aufgelegt. Am 
nächsten Abend kam er zu uns. Wir 
haben dann die Mahnwache doch nicht 
gemacht, weil wir den Anfang vom Neu- 
beginn der Mahnwache in Berlin abhän- 
gig gemacht hatten. Dort waren ja mitt- 
lerweile einige Forderungen erfüllt wor- 
den, anderes war abgewiegelt worden. 
Diese Versuche, Solidaritätsaktionen 
auf die Beine zu stellen, haben aber bei 
den Leuten persönliche Veränderungen 
ausgelöst. Superintendent Ziemer bei- 
spielsweise hat sich stark verändert. 
Einerseits waren die Kirchenleute noch 
ärgerlicher auf uns und konnten noch 
schwerer mit uns umgehen, andererseits 
begriffen sie, daß wir es ernst meinen und 
ernst zu nehmen sind. Und so ist im 
Endeffekt die Solidarfähigkeit der Leute 
gewachsen. 
Johanna: Das kam dann alles Schlag auf 
Schlag. Es kamen immer mehr Leute zu 
Wolfspelz, sodaß wir dann verschiedene 
Gruppen gebildet haben. 
‘“telegraph”: Das war ab Januar 1988, als 
überall die Ausreisewilligen in die Grup- 
pen kamen. 
Johanna: Es waren auch Ausreisewillige 
dabei, das war aber nicht die Masse. Wir 
haben Gruppen gebildet, eine zum Thema 
Menschenrechte, eine zur Ökologie, eine 
zur Kindererziehung, eine zur Nazifrage. 
Die Arbeit der Menschenrechtsgruppe 
bestand darin, zu versuchen, sich offiziell 
anzumelden. Das erwies sich natürlich als 
unmöglich. 
Roman: Naja, ich denke, sie haben damit 
mehr versucht, sich in diesem Staat abzu- 
melden. Das waren 12 Ausreisewillige. 
Johanna: Die Gruppen lösten sich leider 
schnell wieder auf. Die Anti-Nazi-Grup- 
pe hat einen sehr guten Vortrag gemacht, 
der bei vielen Veranstaltungen gehalten 
wurde. 
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“telegraph”’: Lösten sich die Gruppen im 
Ergebnis des unentschiedenen Ausgangs 


der Luxemburg-Affäre im Februar 1988 


aus? 

Johanna: Diejenigen, die in den Westen 
gehen wollten, gingen in den Westen. 
Und andere blieben weg. Wolfspelz ist ja 
ohnehin eine Gruppe, die schnell wächst 
oder schrumpft. Heute abend ging es, 
manchmal kannst du gar nicht mehr tre- 
ten vor lauter Leuten, dann sind mal wie 
letzte Woche nur 5 Leute da. 

Roman: Das wesentliche an einer sol- 
chen Gruppe ist ja, daß eine Integration 
stattfindet. Die Dynamik, die bei jungen 
Leuten leicht in Destruktivität abdriftet, 
muß ein bißchen dirigiert werden. Es muß 
sich jemand darum kümmern, daß eine 
Gruppe funktioniert. Sonst funktioniert 
sie nicht, jedenfalls nicht unter Men- 
schen, wie wir es sind. Bei aller Anarchie 
und aller Ungebundenheit muß doch für 
den Gruppenzusammenhalt gesorgt wer- 
den. In einigen der damaligen Gruppen 
fehlte das. 

Johanna: Dann gab es ziemlich viel 
Streß mit Verhören. Dazu kam, daß Kiste 
fortwährend Intrigen spann und wir sehr 
viel Zeit damit vertaten, freundschaftliche 
Beziehungen zwischen Leuten wieder 
geradezurücken oder Positionen zu bezie- 
hen. Es war eine Zeit von unangenehmem 
persönlichen Streit. 

““telegraph”: Kiste, der “IMB Raffelt”, 
war ja 20 Jahre im Dienst der Staatssi- 
cherheit. Hat er bis 1988 nichts gegen 
Euch unternommen? 

Roman: Kiste war im großen ganzen bis 
dahin kooperativ. Kiste war aber, egal 
welche Funktion er für die Staatssicher- 
heit erfüllt hat, ein Schwein. Er hat mit 
Johanna und mir Schwierigkeiten 
gekriegt, und er hat versucht, uns kaputt- 
zumachen. Ich denke, das hat er nicht nur 
als IMB, sondern auch persönlich ver- 
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sucht. 

Johanna: Er hat mit ausnahmslos jeder 
Frau, die bei ihm auftauchte, versucht zu 
schlafen und hat gegen jede Frau, bei der 
er das nicht geschafft hat, eine Hetzkam- 
pagne gestartet. 

Roman: Er hat im Wissen, daß in Berlin 
ohnehin wegen dieser Flugblattaffäre 
schon böse Zungen gegen uns existierten, 
gegen uns gehetzt. Kiste hat mit seinem 
Telefon und seinen landesweiten Verbin- 
dungen zu Leuten gegen uns gearbeitet. 
Er erzählte allen, daß Johanna einen Hun- 
gerstreik macht. Tom Sello von der 
Umwelt-Bibliothek kam eigens deshalb 
nach Dresden und traf Johanna beim 
Abendbrot an. Aber die Berliner Promi- 
nenten hat das Dementi von Tom nicht 
interessiert, sie hatten von ihrem zuver- 
lässigen Freund Kiste die Information, 
daß Johanna Hungerstreik macht. Er hat 
mit diesem Verfahren großen Erfolg 
gehabt. 

“telegraph’”’: Ich denke, Ihr könnt das 
nicht nur als persönliche Aktion werten. 
Das ist ein eiskalter Zersetzungsplan, der 
von der Stasi angeordnet wurde. 

Roman: An bestimmten Stellen war es 
sicher auch ein Zersetzungsplan. Klar 
war, daß Kiste Schallplatten, die vom 
französischen Fernsehen geschickt wur- 
den, um mit dem Geld Wehrdiensttotal- 
verweigerer zu unterstützen, einfach 
behalten hat. Er hat gesagt, die Schall- 
platten sind nicht angekommen. Plötzlich 
hatte er zwar hunderte französische 
Schallplatten, aber die hatte er eben von 
Roland Jahn aus Westberlin gekriegt. 
Roland Jahn schickte eine Masse Bücher 
von Wensierski für uns ab und keins kam 
an. Und Kiste posaunte herum, daß er 
gerade Geld auf das Konto der Dresdner 
Friedenskreise eingezahlt habe. Gerade 
die Leute mit Promi-Neigung, wozu ich 
Ralph Hirsch oder Bärbel Bohley, Kuli 
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und Kaktus zählen möchte, haben das alle 
für bare Münze genommen und über- 
haupt keinen Widerspruch geduldet. Er 
kannte all diese Promis. Und ein echter 
Promi braucht einen Günstling, sonst ist 
er kein Promi. Er ist der Hund der Leute 
gewesen, die seine Hunde waren. 
Johanna: Wir hatten auch Probleme mit 
Euch. Er ließ die “Umweltblätter” für uns 
abholen und hat sie dann nicht an uns 
weitergegeben. Und Ihr habt da mitge- 
macht. Selbst als er dann in Mecklenburg 
war, lag die Dresdner Aboliste für die 
“Umweltblätter” in Mecklenburg. Ihr 
habt unsere “Umweltblätter” an Kistes 
Leute gegeben und Kiste hat sie dann an 
seine Günstlinge weitergegeben. Wir 
haben ewig gebraucht, bis wir genügend 
“Umweltblätter” für unsere Abos hatten. 
Als wir dann genügend hatten, wurde die 
Aboliste geklaut. 

Roman: Es blieb uns einfach nichts 
anderes übrig, als diesen Typen selbst fer- 
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tigzumachen. 

Johanna: Das war für uns eine Überle- 
bensfrage. 

Roman: Wir haben ihm hier das Agieren 
unmöglich gemacht. Wir haben mit ihm 
um die Dresdner Szene gekämpft. Wir 
haben ihn überall madig gemacht. 
Johanna: Von einem, der einen kleinen 
Teil unserer Akten gelesen hat*, habe ich 
erfahren, daß Kiste endlose Jammerbe- 
richte geschrieben hat. Ich hätte konkret 
gesagt, daß er ein Stasi-Mann ist und 
hätte versucht zu beweisen, daß er Bücher 
und Geld unterschlagen hat, daß er Leute 
auseinanderbringt und Informationen 
nicht weitergibt. Wir haben ständig mit 
Leuten geredet und versucht, zu bewei- 
sen, daß Kiste, wenn er nicht von der 
Stasi ist, jedenfalls alles kaputtmacht. 
“telegraph”: Ihr habt also nichts anderes 
gemacht, als die Dinge, die Kiste ohnehin 
tat, öffentlich zu machen. 

Johanna: Wir haben uns beispielsweise 
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über die Leute lustig gemacht, die bei ihm 
gerade Hausdiener machten. Und mit sol- 
chen Dingen haben wir ihn sehr schnell 
geschafft. Er ist dann im Sommer 1988 
nach Mecklenburg umgezogen. 
Johanna: Nach der Relegierung der 
Schüler von der Berliner Ossietzky-Schu- 
le haben wir auch wieder gegen den 
Widerstand von Kirche und Friedenskrei- 
sen Veranstaltungen gemacht. Da hieß es 
dann wieder, daß die Eltern der relegier- 
ten Kinder darum gebeten hätten, daß 
keine Veranstaltungen gemacht werden. 
Dann ging diese Scheiße mit den Verhaf- 
tungen in Leipzig los, im Januar 1989. 
Wir haben uns nur noch damit beschäf- 
tigt, irgendwelche Protestgottesdienste zu 
organisieren, mit Pfarrern und Kirchen- 
kreisen zu verhandeln. Einmal waren wir 
sogar in einer katholischen Kirche. 
Roman: Da wimmerten sie dann: “Herr, 
Herr, erhöre uns, erhöre unseren Protest!” 
Irgendwelche Leute gingen nach vorn, 
stellten Kerzen hin und salbaderten 
irgend etwas. 
Johanna: Ja, Gott sollte den Herrschen- 
den den Verstand zurückgeben. Ich weiß 
nicht, wie er das anfangen sollte. 
“telegraph”: Das erste Dresdner Ereig- 
nis im Jahr 1989 waren dann die Aktio- 
nen gegen den Aufbau des Reinstsilizi- 
umwerkes in Dresden-Gittersee? 
Johanna: Die Gittersee-Aktionen began- 
nen schon im Herbst 1988. Das hat in Git- 
tersee die Kirchgemeinde zunächst voll- 
ständig im Gemeinderahmen. gemacht. 
Jeden ersten Sonntäg im Monat wurde 
eine Veranstaltung gegen dieses Werk 
gemacht. Das sprengte diesen Rahmen, je 
mehr Leute das mitkriegten. Die Umwelt- 
gruppe Pax hat das früher davon gehört 
als wir. Jedenfalls haben sie schon mitge- 
macht, als wir dazu kamen, das war im 
Juli. Da gingen die Leute zum ersten Mal 
zum Zaun des Werkes und brachten dort 
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ihre Protestplakate an. Es passierte nichts, 
weil das ZDF gerade filmte. Wir haben 
dann im August angeboten, daß wir eine 
Veranstaltung vorbereiten. Am 6. August 
gab es am Zaun eine Polizeiaktion und 
wir wurden abgeräumt. Es folgten 
schlimme Ordnungsstrafen, auch wegen 
der Aufnäher, die die Pax-Leute und wir 
gemacht hatten. 
Roman: Im Frühjahr haben wir ein 
Seminar in der Versöhnungskirche zum 
Thema “Quo vadis DDR?” gemacht, ein 
Plattformseminar für die Friedenskreise 
Dresdens. Schon die Vorbereitung war 
übergreifend. Es gab eine neue Gruppe, 
die hieß IDE (“Initiative demokratische 
Erneuerung”), die Pax-Leute, von denen 
einige früher im Wolfspelz gewesen 
waren. Die Werkstatt kam ziemlich gut 
an, vor allem die Idee, daß wir durch 
Wahlbeobachter in den Einzelwahlloka- 
len das tatsächlich Wahlergebnis ermit- 
teln wollten. Dieselben Leute, die diese 
Werkstatt vorbereitet hatten, haben dann 
angefangen, diese Wahlauszählung vor- 
zubereiten. Das war ein ziemlicher 
Erfolg. 
Johanna: Die radikalsten Leute aus den 
verschiedensten Kreisen haben einen 
Kreis gebildet, der sich traute, auch heiße 
Sachen zu machen. 
Roman: Wir haben eine Reihe von guten 
Flugblättern gemacht und auch die Wahl- 
auszählung hat geklappt. Es sind nur 
zwanzig Wahllokale in der Stadt nicht 
ausgezählt worden. Dadurch rückten die 
Leute sehr stark aneinander und es wur- 
den immer mehr. Auch die Arbeit der 
normalen Friedenskreise hat sich politi- 
siert. Zu den Gittersee-Andachten kamen 
ebenfalls immer mehr Leute und sie ver- 
suchten auch, irgendwie die Stimmung 
noch anzuheizen. 

Dann kam “Trommeln für den Frie- 
den” nach dem Massaker auf dem Platz 
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des himmlischen Friedens in Peking. Das 
haben in Dresden Leute gemacht, die 
früher zum Wolfspelz gehörten. Sie 
haben die Kreuzkirche besetzt und zu 
trommeln begonnen. Ein riesiges Bullen- 
aufgebot umgab die Kreuzkirche, wo 
getrommelt wurde. Rundherum standen 
viele Leute und klingelten mit ihren 
Schlüsselbunden. 

Johanna: Jeder, der aus der Kirche her- 
auskam, wurde festgenommen. Der Pfar- 
rer Müller von der Kreuzkirche und die 
Frau von Superintendent Ziemer haben 
sich dann bemüht, die Situation zu ent- 
schärfen. Sie haben uns aus der Kreuzkir- 
che bis zur Straßenbahnhaltestelle 
gebracht. Wir sollten auf keinen Fall eine 
Demo machen, aber dadurch, daß wir so 


viele waren, waren wir wieder eine 
Demo. Es war lustig. An der Haltestelle 
verabschiedeten sich die Pfarrer und 
sofort kamen die Bullen. Ich hatte 
Schwein, ich hatte das ganze Material 
unter der Matratze im Kinderwagen. Ich 
kam noch in die Straßenbahn. Alle ande- 
ren wurden von den Bullen gegriffen. Es 
gab dann Ordnungsstrafen über Ord- 
nungsstrafen. Aber wie gesagt, es war 
keine Aktion von uns. 

Roman: Das ist, denke ich, nicht zu tren- 
nen. Einige Dinge wurden von anderen 
Gruppen gemacht, einige von uns. Es 
gehörte in diesem Dresdner Raum alles 
irgendwie zusammen. 

Das Gespräch führte r.l. 


* Red: Die Gruppe Wolfspelz bekommt von der Gauck-Behörde ihre Akten nur ein- 
zeln und geschwärzt. Wenn sie als Gruppe ihre Akten bekommen wollten, müßten sie 
eingetragener Verein werden. Eben das wollen sie aber aus Überzeugung nicht. 


Beim nächsten Mal: 


- gewaltsame Auseinandersetzungen in Dresden im Oktober 1989 
- Versagen der DDR-Basisgruppen - Ansätze zu einer Fehlerdiskussion 
- Versuche des Kreises, sich im neuen Deutschland einzubringen 


- Perspektiven und Perspektivlosigkeiten 


Das Jahr 1992 wird als Stichdatum für 500 Jahre 
der Ausbeutung und Unterdrückung der 
südlichen Halbkugel “gefeiert”. Daß das nicht nur 
für den von Columbus entdeckten Kontinent gilt, 
zeigt dieses Buch. 


Afrika gilt heute als der Hunger- und Krisenkonti- 
nent: Hungerkatastrophen und latente Fehlernäh- 
rung, Bürgerkriege, Cliquenwirtschaft und 


korrupte Regimes, chronischer Bildungsnotstand. 
Kaum Informationen gibt es über die alltägliche 
soziale und Ökologische Zerstörung, die mit der 
selektiven Integration Afrikas in den Weltmarkt 
einhergeht. 

Dieses Buch beschäftigt sich mit den sozialen, 
ökologischen und volkswirtschaftlichen Auswir- 
kungen von Großprojekten im Minen- und Agrar- 
sektor, der Ausbeutung von Mensch und Natur für 
den Reichtum der “Ersten Welt“, der Vernichtung 
des Regenwaldes, der Frage von Reparationszah- 
lungen für 500jährige Unterdrückung ... etc. 

21 Autorinnen aus Afrika, Europa und den USA 
schreiben zudem über aufkeimenden Widerstand 
und erfolgversprechende Alternativen zum ge- 
genwärtigen Entwicklungsmodell. 


Afrika - der vergessene Kontinent?, 
ISBN 3-928300-09-1, 258 Seiten, 19,80 DM 


Bestellungen an: 
AKAFRIK, Albersloher Weg 27, 
4400 Münster 


oder 
UNRAST-Verlag, Querstr.2, 
4400 Münster 
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Afrika 
Der vergessene Kontinent? 
Zwischen solektivor Weltmarktintegration und 
ökologischen Katastrophen 


KEINE ATOMMÜLLKIPPE 
IN VORPOMMERN! 


So hieß das Motto der letzten Demonstra- 
tion in Greifswald. Gekommen waren 
über 2000 Menschen, die sich gegen ein 
bundesweites Atommüllzwischenlager 
aussprachen. 

Auslöser dafür war die ARD-Sen- 
dung KONTRASTE vom 10.Februar, wo 
der nach Greifswald entsandte GNS- 
Manager Rittscher zuviel öffentlich plau- 
derte und die mecklenburgisch-vorpom- 
merische Umweltministerin Uhlmann 
(CDU) wieder mal nichts wußte. Die 
Gesellschaft für Nuklearservice (GNS) 
redet jetzt von der gleichen Größenord- 
nung, die Greenpeace schon im Oktober 
1991 veröffentlicht hatte. Damals wurde 
dies von den Energiewerken Nord 
(EWN) und allen Behörden heftig 
dementiert. 

Die Energiewerke Nord (EWN) 
haben bisher noch keinen Antrag auf Stil- 
legung und Demontage der Reaktor- 
blöcke I-V in Lubmin gestellt. Es ist zu 
vermuten, daß diese Verzögerung beab- 
sichtigt ist. Da das Genehmigungsverfah- 
ren für die Stillegung viel Zeit bean- 
sprucht (Beginn der Abrißarbeiten nicht 
vor 1997); der in Lubmin und Rheinsberg 
lagernden Müll (laut Öko-Institut Darm- 
stadt) offenbar noch nicht genau erfaßt 
wurde und der Druck zur Zwischenlage- 
rung des wiederaufbereiteten Atommülls 
aus Frankreich, Schweden und England 
ab nächsten Jahr wächst, wird man sich 
den Abriß vielleicht doch noch überlegen. 
Der “sichere Einschluß” der Reaktoren in 
den Gebäuden ist vielfach erprobt und 
“erzeugt” bedeutend weniger Müll, der 
zwischen- bzw. endgelagert werden muß. 
Somit sind in dem geplanten Zwischenla- 
ger in Lubmin, daß sowieso für Greifs- 
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walder und Rheinsberger Verhältnisse 
überdimensioniert ist, wiederum Lager- 
kapazitäten frei, die der Atomwirtschaft 
das Überleben erleichtert. 

Oder anders: Sobald das Greifswalder 
Zwischenlager steht, kann der Bunde- 
sumweltminister kraft seiner Bundesauf- 
sichtspflicht trotz gegenteiliger Beschlüs- 


se der Landesregierung die Einlagerung 4 


fremden Abfalls anordnen. 

Wenn der Antrag auf Genehmigung 
zum Errichten eines Zwischenlagers für 
mittel- und schwachradioaktiven Müll 
nach Paragraph 3 Strahlenschutzverord- 
nung beantragt wird, läuft das Genehmi- 
gungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbe- 
teiligung. Das Lager ist so mit einer Bau- 
zeit von 1-2 Jahren ca. 1994/95 betriebs- 
bereit. 

Die GNS plant ein Zwischenlager für: 
150.000 Kubikmeter schwach- und mit- 
telradioaktiven Müll, das entspricht 
14mal Gorleben, und 1.500 Tonnen hoch- 
radioaktiven Müll (verbrauchte Brennele- 
mente), “nur” 750 Tonnen lagern in 
Greifswald und Rheinsberg! 

Eine Reise von Abgeordneten der 
Bürgerschaft Greifswald nach Ahaus in 
das Brennelementezwischenlager 
diese Dimension für sie deutlich werden. 
Ahaus ist für 1500 Tonnen Brennelemen- 
te ausgelegt. Das Zwischenlager in Lub- 
min soll 4mal größer als das in Ahaus 
werden. 

Die konservativen Politiker bekla- 
gen, daß Vorpommern eine benachteilig- 
te Region ist - nun wollen sie hier 
Deutschlands größte Atommüllhalde 
anlegen, um vermeintliche Arbeitsplätze 
zu schaffen. Doch andere Investoren wer- 
den abgeschreckt und Vorpommerns 
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ließ - 


Zukunft verbaut. 

Um bei dem Vergleich mit Ahaus zu 
bleiben: Dort sind 70 Menschen ange- 
stellt, von denen 50% zum Sicherheits- 
personal gehören. Deshalb werden in 
Greifswald sicherlich nicht 280 Arbeits- 
plätze geschaffen, sondern weitaus weni- 


ger - Sicherheitspersonal ist ja schon vor- 

handen. Selbst Versprechen von Arbeits- 

plätzen für Atomfachkräfte sind damit 

nicht zu erfüllen: der Rest sind überwie- 

gend Techniker bzw. artfremde Berufe. 
Matthias Bitterlich 
Greifswald 


Meldungen 


Neonazi- Aufmarsch in Dresden 


Natürlich gab es in der überregionalen 
Presse mal wieder kaum einen adäquaten 
Bericht über die Demonstration von Neo- 
nazis gegen das Urteil im Prozeß um den 
erschossenen Neonazis-Führer Rainer 
Sonntag am 5. April in Dresden. Wir tra- 
gen kurz aus der Lokalpresse nach (“SZ”, 
Dresdner “Bild” und “MoPo, “FP”, 
"NZ, ER’) 

Im Vorfeld besetzte am 2. April die 
Gruppe Wolfspelz das Büro des Dresdner 
Oberbürgermeisters Wagner und forderte 
Wagner auf, die Neonazi-Demonstration 
zu verbieten. Die Stadtverordnetenver- 
sammlung räumte der Gruppe Rederecht 
ein. Eine Sprecherin der Gruppe sagte vor 
den Abgeordneten, die Duldung der 
Demonstration sei eine ungeheure Zumu- 
tung und Gefahr für ausländische Bürger. 
Wagner habe bereits 1990 nach dem 
öffentlichen Auftreten des Neonazis 
Michael Kühnen die Zulassung weiterer 
derartiger Aufmärsche verhindern wol- 
len. 

Trotzdem fand die Demonstration am 
Samstag, dem 5. statt. Etwa 800 bis 1000 
aus dem gesamten Bundesgebiet angerei- 
ste Neonazis sammelten sich gegen 14 
Uhr vor dem Dresdner Hauptbahnhof und 
zogen über die St. Petersburger Straße 
und am Elbufer entlang vor das Gebäude 
des Bezirksgerichts, wo Anfang März der 
Prozeß gegen die Mörder von Sonntag 
abgelaufen war. In Sprechchören forder- 
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ten sie den Tod der damaligen Angeklag- 
ten. Auf einem mitgeführten Plakat wur- 
den Rainer Sonntag, der an AIDS gestor- 
bene Michael Kühnen und Rudolf Hess 
als “Märtyrer des Reiches” bezeichnet. In 
den dumpfen Klang der mitgeführten 
Landsertrommeln tönten unter anderem 
solche Parolen wie “Deutschland den 
Deutschen”, “Ausländer raus” und “Wir 
kriegen euch alle”. Sieben Hundertschaf- 
ten Polizei und Grenzschutz, die auch aus 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen- 
Anhalt zusammengezogen waren, ver- 
hielten sich zurückhaltend. Die Ankunft 
auf dem Gelände des Bezirksgerichts 
hatte sich etwas verzögert, weil die Poli- 
zei einen aufgefundenen herrenlosen 
Koffer sprengen ließ, um gegebenenfalls 
einen Bombenanschlag zuvorzukommen. 
Die Nazis nutzten das, um sich vor der 
Presse zu präsentieren. Zum Freiwild 
seien sie durch die Dresdner Richter 
erklärt worden, klagte ein Deutschnatio- 
naler aus München und verwies aus das 
Berlin-Kreuzberger Attentat auf einen 
Neonazi vom Abend zuvor: “Jeder von 
uns kann der nächste sein. Wir müssen 
jetzt gemeinsam Widerstand leisten.” 
Bei der Kundgebung wurde Sonntag 
als “Opfer des nationalen Befreiungs- 
kampfes” bezeichnet. Der Berliner Neo- 
nazi Priem von der Gruppe “Wotans 
Volk” erklärte, er zahle demjenigen 100 
Mark, der “die Mörder von Rainer Sonn 
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tag zur Strecke bringt”. Es wurde zum 
“Widerstand gegen die Asylbetrüger” 
aufgerufen. Ein Anführer der “Deutschen 
Alternative in Sachsen” wurde bejubelt, 
weil er als seine Heimatstadt Hoyerswer- 
da bezeichnete. Einen großen Auftritt 
hatte auch der Thüringer Naziführer Tho- 
mas Dienel. Man werde, hieß es, mit 
legalen Mitteln an die Macht kommen 
und dann die Straßen wieder sauberma- 
chen. Sie seien “nicht die ewig Gestrigen 
sondern die Zukünftigen”. Unseren eige- 
nen Berichten zufolge skandierten 
Sprechchöre: “Legal an die Macht kom- 
men!” Die Neonazis brüllten “Sieg Heil!” 
und hoben die Hand zum Hitlergruß. 
Nach Beendigung der Kundgebung 
zogen einige Rechtsradikale grölend 
durch Dresden. Die befürchteten Aus- 
schreitungen blieben nach Angaben der 
Polizei aus. Ein Polizeisprecher 
erklärte, es werde geprüft, ob gegen den 
Berliner Neonazi Priem wegen dessen 
Aufforderung zum Mord gegen die 
Zuhälter ein Ermittlungsverfahren einge- 
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1992, 202 S., 18,- DM 


S. Jäger / F. Januschek (Hg.): 
Der Diskurs des Rassismus 
Ergebnisse des DISS-Colloquiums 
vom Oktober 1991 

1992, 220 Seiten, 18,- DM 


leitet werden solle. Der Sächsische 
Innenminister Eggert überzeugte sich vor 
Ort vom ordnungsgemäßen Ablauf der 
Schutzmaßnahmen. Leider, erklärte er, 
könne man im Rahmen des Rechtsstaats 
die Demonstration nicht verbieten. Sein 
Auftreten wurde von den Faschisten 
immerhin insoweit gewürdigt, als Mord- 
drohungen auch gegen ihn laut wurden. 
Am 3. April wurden vom Dresdner 
Bezirksgericht gegen neun Neonazis im 
Alter von 16 bis 21 Jahren, die am 1. Sep- 


tember 1991 das Dresdner Szene-Cafe 2 


“Conni 18” überfallen hatten, Haftstrafen 
bis zu 18 Monaten verhängt. 

Vom Ausländerrat der Stadt Dresden 
organisiert, bewachten antifaschistische 
Gruppen während der Neonazi-Demon- 
stration verschiedene Gebäude, in denen 
Ausländer untergebracht sind. Dresdner 
Gruppen registrierten erfreut, daß es bei 
dieser Gelegenheit zum ersten Mal zu 
einer wirklich breiten Mobilisierung kam. 

r.l. 


Helmut Kellershohn: 

“Frieden oder ‘Rettet Israel’?” 
Ein kritischer Rückblick auf die 
Golfkriegsdebatte 

1992, 56 Seiten, 6,- DM 


A. Quinkert/ S. Jäger: 


“Warum dieser Haß in 


Hoyerswerda?” 

Die rassistische Hetze von BILD 
gegen Flüchtlinge im Herbst '91 
1991, 51 Seiten A-4, 7,- DM 


Gesamtverzeichnis gegen 1,80 DM 
in Briefmarken 


DISS, Realschulstr. 51, DW-4100 Duisburg 1, 0203-20249 
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Neues aus Hoyerswerda? 


Die Lage in Hoyerswerda ist derzeit den 
Umständen gemäß ruhig. Erwähnenswert 
ist vielleicht eine “Streife”, die am 14. 
April drei bis vier Neonazis im Auto 
unternahmen und dabei eine Reihe von 
Passanten zusammenschlugen und eine 
Videothek plünderten. Am 18. April 
besetzten die Neonazis, die seit einer 
Reihe von Monaten mit Raumangeboten 
hingehalten werden, einen Hoyerswerda- 
er Jugendclub. Sie vertilgten die Alkohol- 
vorräte, hißten die Reichskriegsflagge 
und lassen seitdem keine Gesinnungs- 
fremden mehr ein. CL. 


Antifa-Demo in Ilmenau 


Am 4. April fand in Ilmenau eine antifa- 
schistische Demonstration mit ca. 600 
Menschen aus Thüringen und Umge- 
bung statt. Die Demo sollte ein Zeichen 
setzen gegen den fast schon zum Alltag 
gewordenen Faschistenterror in der 
Stadt. Seit Monaten war Ilmenau zum 
Treffpunkt von Neo-Nazis geworden, 
die, um Terror zu verbreiten, aus den 
größeren Städten wie Erfurt, Arnstadt, 
Weimar regelmäßig anreisten. Dabei 
konnten sich die Angegriffenen selbst in 
ihren Wohnungen nicht mehr sicher 
sein. 

Die ursprüngliche Route der ange- 
meldeten Demo, die durch die Wohnge- 
biete (Hochhaussilos) und an den 
Faschotreffpunkten vorbeiführte, wurde 
von der Polizei eine Woche vor der 
Demo wieder verändert. Sie führte jetzt 
nicht mehr an den Treffs vorbei. 
Während der Mobilisierungsphase 
distanzierte sich das Neue Forum (das 
die Demo erst angemeldet hatte), 
schließlich rief es sogar zum Boykott der 
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Demo auf, da es sowieso nur zu “Aus- 
einandersetzungen zwischen Rechts und 
Links” kommen würde. Die Antifa aus 
Ilmenau ließ sich auf das “Gewalt hin 
und her” ein und forderte die Demoteil- 
nehmer auf, sich gewaltfrei zu verhalten. 

Obwohl auf dem Vorbereitungstref- 
fen anders beschlossen, führte dies jetzt 
dazu, daß am Straßenrand vereinzelt ste- 
hende Faschos nicht vertrieben wurden. 
Es war bekannt, daß sich an der 
ursprünglichen Route eine Gruppe von 
ca. 40 Faschos versammelt hatte. Trotz- 
dem wenig Polizei vorhanden war und 
ein großer Teil der DemonstrantInnen 
auf Auseinandersetzungen vorbereitet 
war, machten die an der Spitze laufen- 
den Ilmenauer keinen Versuch, viel- 
leicht spontan die Demoroute zu ändern. 

Auch der angekündigte Lautspre- 
cherwagen war mehr eine große Enttäu- 
schung (kleiner Trabbi). So verlief die 
Demonstration ohne Zwischenfälle. 
Nach zwei Redebeiträgen und der 
Ankunft am Ausgangsort wurde die 
Demo aufgelöst. Trotz der Freude darü- 
ber, daß so viele Leute zur Demo kamen 
und in der Hochhaussiedlung auch ein 
wenig Sympathie rüberkam, blieb doch 
zumindest bei uns das Gefühl, nicht ganz 
das getan zu haben, was geplant war. 

Dies wurde noch verstärkt am 
Abend, als uns zu Hause die Nachricht 
erreichte, daß die Faschos in Ilmenau 
sämtliche Jugendclubs klipperklein 
geschlagen hatten. 

Einige Erfurter Antifas 
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Russische Anarchisten 
vor Gericht 


Am 10. Februar 1992 wurden in der Rus- 
sischen Föderation zwei Mitglieder der 
“Anarchistischen Revolutionären Jugend- 
organisation”, Rodionow und Kusnezow 
wegen “böswilligen Hooliganismus” zu 
je drei Jahren Haftstrafe verurteilt. Die 
beiden hatten sich im März 1991 an einer 
Kundgebung zum Gedenken an die Opfer 
des staatskommunistischen Terrors betei- 
ligt. Nach Auffasung des Gerichts hatten 
die beiden im betrunkenen Zustand zwei 
Passanten angegriffen, die sich dann ganz 
zufällig als Angehörige der OMON (Spe- 
zialeinheit des russischen Innenministeri- 
ums) erwiesen. Die Freunde der Inhaf- 
tierten behaupten dagegen, daß sich die 
zwei zivil gekleideten OMON-Männer 
auf Rodionow und Kusnezow gestürzt 
hätten, um eine Schlägerei bei der bis 
dahin friedlich verlaufenen Demonstrati- 
on zu provozieren. 

Der Prozeß, der am 26. September 
1991 begann, wurde verschleppt, als sich 
immer deutlicher die Zweifelhaftigkeit 
der Anklage abzeichnete. Immerhin 
gelang es im vorigen Jahr durch einen 
Hungerstreik von etwa einem Dutzend 
Mitgliedern der Assoziation der Anarchi- 
stischen Bewegungen, die Angeklagten 
wenigstens aus der Untersuchungshaft 
frei zu bekommen. 

Jetzt befinden sich Rodionew und 
Kusnezow nach ihrer Verurteilung unwi- 
derruflich in Lagern oder Gefängnissen. 
Die russischen Gruppen Assoziation der 
anarchistischen Bewegungen und die 
Anarcho-Demokratische Aktion, sowie 
die Initiative für eine Anarchistische 
Föderation in Deutschland rufen zu einer 
internationalen Solidaritätskampagne für 
die Freilassung von Rodionow und Kus- 


40 


nezow auf. Die Koordination der Akti- 
vitäten und der Informationsaustausch 
erfolgt in Deutschland über I-AFD/Pro- 
jekteladen Querbeet, Hubertusstraße 35, 
D-4150 Krefeld. 


Keep Dhoruba Free 


Dhoruba Al - Mujahud Bin Wahad ist seit 
Mitte der 60er Jahre Mitglied bei den 
‚Black Panthers. Zusammen mit 20 ande- 
ren Black Panthers ist er 1969 zum ersten 
mal verhaftet worden. Nach Hinterlegung 
einer Kaution von 100.000 Dollar wird er 
freigelassen und engagiert sich darauf in 
der Unterstützungsarbeit zum Prozeß 
gegen die anderen 20 - sie alle werden 
freigesprochen. Aufgrund der immer ver- 
schärfteren Repression gegen seine Partei 
verschwindet er in den Untergrund. Bei 
einer Aktion der Black Liberation Army 
gegen Drogendealer wird er 1971 emeut 
eingebuchtet. Angeblich mord an zwei 
Polizisten. 19 Jahre Gefängnis (7 davon 
im Isolationstrakt!).Nach 19 Jahren muß 
man ihn freilassen, weil seine Anwältin 
beweisen kann, daß die damals gegen ihn 
vorgebrachten Beweise gefälscht waren. 

Am 20. März entschied der Richter, 
daß die Staatsanwaltschaft im ursprüngli- 
chen Prozeß Beweise und Dhoruba entla- 
stende Aussagen unterschlagen hatte. Er 
ordnete die Freilassung sowie einen 
neuen Prozeß an. Die Staatsanwaltschaft 
legte Berufung ein. Dem Antrag wurde 
stattgegeben und das urteil von ‘71 wie- 
der rechtskräftig gemacht. Lebensläng- 
lich. 

Die Staatsanwaltschaft hat jetzt freie 
Hand, kann jederzeit einen Haftbefehl 
gegen Dhoruba ausstellen, sodaß er ohne 
einen neuerlichen Prozeß ins Gefängnis 
kommen würde. Die Campaign to Free 
Black Prisoners in the United States hat 
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jetzt eine Unterschriftenaktion mit der 
Forderung, daß Dhoruba frei bleiben 
muß, begonnen. Unterschreiben könnt ihr 
z.b. in der Umweltbibliothek, oder ihr fer- 
tigt selber Listen an und schickt sie an: 
USA-AG Rhein/Main 

Infoladen 

Werderstr. 8 

6200 Wiesbaden 

Übrigens hat die Entscheidung des New 
Yorker Appeals Court (höchstes Gericht 
im Bundesstaat New York), daß entla- 
stende Beweise, die von der Staatsan- 
waltschaft bewußt unterdrückt worden 
sind, kein Grund für einen neuen Prozeß 
und die Freilassung Dhorubas sind, das 
bis dahin geltende “Recht” im Bundes- 
staat New York zum Nachteil aller verän- 
dert! 


Neue Durchsuchungen 
in Sachen $129a 


In Bremen fanden am 9.3.92 in der Zeit 
von 16.20-18.30 Uhr parallel vier Durch- 
suchungen statt. Betroffen davon waren 
der BBA-Infoladen (Bremer BürgerInne- 
ninitiative gegen Atomanlagen), der Anti- 
fa-Infoladen, sowie zwei Privatwohnun- 
gen. Als Vorwand diente ihnen diesmal 
ein Ermittlungsverfahren gegen Unbe- 
kannt wegen des Inhalts der Zeitschrift 
“Radikal” Nr.145, Teil 1. Gleichzeitig 
wurden aber auch noch die Zeitschrift 
“Unfassbar” Nr.10 u.11 und Ladenunter- 
lagen beschlagnahmt. 

In der letzten Zeit findet eine ver- 
schärfte Kriminalisierung gegen Infolä- 
den, Zentren und Publikationen des lin- 
ken, autonomem Spektrums statt. BRD- 
weit gab es Razzien unter anderem im 
M99 Berlin, Schwarzmarkt Hamburg, in 
Infoläden in Karlsruhe und Passau, im 
Umwälzzentrum Münster, im Alhambra 


telegraph 5 /92 


Oldenburg, AJZ Bielefeld, im Buchladen 
“Le Sabot” Bonn, sowie in mehreren Pri- 
vatwohnungen. Als offizielle Anlässe 
dienten dem Staatsschutz jeweils ver- 
schiedene Zeitschriften, z.B. Radikal, 
Agitare Bene, Unfassba, Angehörigenin- 
fo, Ausbruch, oder das Buch “Die rote 
Zora”. 

Um der Öffentlichkeit Diskussionen 
und Informationen über Antifaschismus, 
Anti-AKW-Kampf, militanten Wider- 
stand, Frauenkampf, Hausbesetzungen, 
Antirassismus, Internationalismus, Sexis- 
mus- und Patriarchats-Diskussionen, 
sowie Infos über die Situation in den 
Knästen, zugänglich zu machen und eine 
Gegenöffentlichkeit zur Macht der herr- 
schenden Medien zu schaffen, wurden die 
Infoläden eingerichtet. 

Wenn die staatlichen Organe an die- 
sem Punkt ansetzen, können wir dies nur 
als Zensur verstehen, die wir nicht hin- 
nehmen werden! Für freie Diskussionen, 
gegen Pressehetze, Zensur und Krimina- 
lisierungen! Hände weg von unseren 
Zeitschriften, Infoläden und Zentren! 
Gegen Worte als Waren, wahre Worte!!! 


Das Antirassistische Telefon 
Ostberlin 


Seit Mitte Februar betreibt eine bis jetzt 
noch recht kleine Gruppe von Leuten im 
Baobab-Infoladen das Antirassistische 
Telefon -Ostberlin. Durch das Sammeln 
von Informationen, durch eigene Nach- 
forschungen, basierend auf eingegange- 
nen Meldungen und durch Öffentlich- 
keitsarbeit und Beteiligung an Aktionen 
wollen die Betreiber dazu beitragen, den 
gewalttätigen Terror gegen “Nicht-Deut- 
sche” zu stoppen, rassistische Diskrimi- 
nierungen aufzudecken, ihnen ein Ende 
zu setzen und die Gegenwehr der Betrof- 
fenen zu unterstützen. Das Antirassisti- 
sche Telefon Ostberlin sieht sich nicht als 
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“Konkurrenzunternehmen” zum gleich- 
namigen Projekt in Westberlin bzw. zum 
Antifa-Info-Telefon. Man will zusam- 
menarbeiten und sich ergänzen. Als ihr 
Hauptarbeitsgebiet betrachten die Telefo- 
nistInnen aus der Winsstraße den Östteil 
der Stadt, aber auch für rassistische und 
antirassistische Aktivitäten im Umland 
von Berlin haben sie immer ein offenes 
Ohr. 

Wenn Ihr also von rassistischen Übergrif- 
fen und Diskriminierungen betroffen seid 
oder von solchen erfahrt - ruft an oder 
schreibt! Gemeinsam mit Euch wird dann 


FDCL- Publ 


Neuerscheinung 


Nach 500 Jahren - | 


Stimmen aus dem Süden 


FOL 


aus dem Süden 


FELL 


überlegt, was im konkreten Fall unter- 
nommen werden kann. 
Adresse: Antirassistisches Telefon 
Ostberlin (4269451) 
Winsstr. 53, O-1055 Berlin 

Di bis Do 12.00 bis 22.00 Uhr 
Spenden zur Unterstützung bitte auf das 
Konto: Baobab-Infoladen e.V. 

Winsstr. 53, O-1055 Berlin 
Berliner Sparkasse 
Bankleitzahl: 10050000 
Girokonto :4113520297 

Stichwort : Antirassistisches Telefon 


ikationen 


Ein Buch über die Blindheit der Wis- 
senschaft, der Utopie und des 
Systems bei der "Begegnung zweier 
Welten". 

Zweiundzwanzig Sozialwissen- 
schaftlerinnen aus Lateinamerika 
schreiben über die Ursachen und 
Hintergründe; analysieren die Kon- 
sequenzen von damals und heute. 
Eine Textsammlung zu Perspektiven 
und Hoffnungen des Südens, zu 
Sklaverei und Arbeit, zu Identifika- 
tionsfindung der Indigenen Bevölke- 
rung und antikolonialem Widerstand. 


Berichte aus der Sicht der Anderen 
und für das Andere. Nach 500 Jah- 
ren - Stimmen aus dem Süden. 


FDCL 

Nach 500 Jahren - 
Stimmen aus dem Süden 
188 Seiten 

DM 16,80 


Vom 500-Jahre-Archlv herausgegebene Reader: 


Mujeres - Materiales de discusiön V. Centenario Nr. 1 (8.91) 

Textos sobre la problamätica de la mujer indigena. 

Frauen und Kolonlallsmus - Diskussionsmaterial V. Centenario Nr. 2 (8.91) 
Texte über Rassismus, Rolle der weißen Frau, schwarze und indigena-Frauen. 
Indigenas - Diskussionsmaterial V. Centenario Nr. 3 (1.92) 

Dokumente und Positionen von Indigenaorganisationen. 


LN-Vertrieb, Gnelsenaustr. 2, 1000 Berlin 61, Tel. 694 61 00 
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TERMINE 


Literaturcafe Wolkenbügel, Conrad-Blenke- 
Str.1, Ecke Landsberger Allee (Nähe S-Bahn 
Landsberger Allee), O-1055 Berlin, Tel. 4276728 
13. Mai 21 Uhr Emperatriz Valencia, Vortrag und 
Dias über ein Entwicklungskonzept auf dem 
Rücken der indianischen und schwarzen Bevöl- 
kerung an der kolumbianischen Pazifikküste 

23. Mai 21 Uhr Eberhard Seidel-Pielen & Klaus 
“Rechtsruck. Rassismus 


Farin, im neuen 


© Deutschland”, Lesung und Gespräch 


Seminare von ARBEIT UND LEBEN 
Dr.-Kültz-Str. 3, O-2754 Schwerin,Tel. 5001 
App. 59 

11.-16. Mai Kommune wagen, Vor- und Nachtei- 
le von alternativen Lebensformen, Tagungshaus 
der Domäne Lutter bei Braunschweig, Semi- 
namr.: 27023, Teilnehmerbeitrag: DM 25,- und 
Fahrtkosten 


jour fixe 

josfritzcafe, Wilhelmstr. 15, Freiburg, jeweils 
20.00 

12. Mai Selbstkritik, DDR-Linke zwischen Stasi 
und Opposition 

26. Mai Den Staat denken, Carl Schmitt und die 
Frage nach der matenialistischen Selbstkritik 


Video im Infoladen Bandito Rosso, Lottumstr. 
10a, O-1054 Berlin, Öffnungszeiten: Mi u. Do 17 
bis 21 Uhr, Fr 20 Uhr bis open end 


— Mi 13.05. 20.00 Uhr 


“Der Scherz” tschech. Spielfilm von 1968 s/w 
Mi 20.05. 20.00 Uhr 

“Todesschwadronen in Brasilien” Dokumentar- 
film 

Mi 27.05. 20.00 Uhr (langer filmabend) 

“1900” italienischer Spielfilm / ca.4 std. 


Förderverein Gedenkbibliothek zu Ehren der 
Opfer des Stalinismus 

Hausvogteiplatz 3/4, O-1080 Berlin, Tel.2082339 
21. Mai 19.00 Karl Wilhelm Fricke spricht zu sei- 
nem jüngsten Buch “MfS intern” (Macht, Struk- 
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turen, Auflösung der DDR-Staatssicherheit) 


A-Laden, Berlin-Moabit, Rathenower Str.22, 
Videokino: 

14. Mai 20.00 “Unter der schwarzen Fahne’ Film 
über die anarcho-syndikalistische 
Gewerkschaft CNT 

21. Mai 20.00 “Zaffaraya” - ein Züricher Stadtteil 
in der Hand der HausbesetzerInnen 


spanische 


13. Mai “Umwelt und Entwicklung -zur UNO- 
Konferenz in Brasilien”, Ev. Akademie, Haus der 
Kirche, Goethestr. 26-30, W-1000 Berlin 12 


15.-17. Mai Seminar zu Selbstbestimmung, 
Gemeindeautonomie, Demokratie, Ort: Hambur- 
ger Geld- und Bodenrechtsschule e.V., Mathil- 
denstr. 7, W-2000 Hamburg 36, Beginn: 18.00, 
Teilnahmegebühr: DM 80,- (ermäßigt: DM 40,-) 


17. Mai 11.00 FRIKO-Seminar zu den The- 
men:’’Großmacht Deutschland in der Festung 
Europas”, “Zur Politik der EG und ihren Auswir- 
kungen auf die unterentwickelt gehaltenen Län- 
der”, Ort: evangelische Studentengemeinde in der 
Gelfertstraße 


20. Mai Marktplatz Jena, Fiesta “500 Jahre 
Eroberung” 


22. Mai 20.00 im BAOBAB-Infoladen Eine 
Welt, Winsstr.53, O-1055 Berlin, Perspektiven? 
Linke Politik im Spannungsfeld zwischen 
“Demokratisierung der EG” und “Anti-EG Kam- 
pagne” - ein Streitgespräch 


22.-24. Mai INKOTA-Tagung Sachsen in Leip- 
zig, Floßplatz 32, c/o Mittelamerika-Initiative, F.- 
Ebert-Str. 5, O-7010 Leipzig, Tel. 208773 


23. Mai Tagung mit dem Titel:”Verkehr und 
Umwelt - Rechtliche Möglichkeiten der Einfluß- 
nahme auf Verkehrsströme”, Veranstaltungsort: 
Berlin, nähere Infos bei: Institut für Umweltrecht 
e.V., Walsroder Str.12-14, 2800 Bremen 1,Tel. 
(0421) 373320, Fax. (0421) 372350 
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LeserInnenbriefe 


Moskau, den 31.3.92 

Es ist schwer zu sagen, was sich in dieser Zeit 
verändert hat. Die Menschen haben das Gefühl, 
es geht wieder abwärts. Die Preise steigen und 
sind für viele außer Reichweite. Überall drängen 
sich Menschen vorbei an Menschenschlangen, 
die bei den Metrostationen und auf den belebte- 
sten Straßen stehen und versuchen, ein paar Hab- 
seligkeiten zu verkaufen. In den Geschäften sind 
mehr Waren zu sehen, aber das Kaufen der 
Waren ist umständlich und oft mit dreimal 
Schlange stehen verbunden. Erstes Mal um die 
Ware auszusuchen, dann, um an der Kasse zu 
bezahlen und dann, um die Ware abzuholen. Die 
Kluft zwischen Arm und Reich weitet sich und 
verursacht Leid und Gewalttätigkeit. Heute nach- 
mittag werde ich ein Joint-Venture-Unternehmen 
besichtigen, das Rollstühle herstellt. Am Telefon 
wurde mir erst ein Dollarpreis für die Rollstühle 
genannt, dann ein möglicher Rubelpreis für Roll- 
stühle, die hier gebraucht werden, und dann der 
Vorschlag, daß ich sie für behinderte Kinder auch 
ohne Bezahlung hier bekommen kann. Ich hoffe, 
ich kann Rollstühle für Rubel kaufen - ohne 
Bezahlung möchte ich sie nicht, denn es ist so 


ermutigend, von einem Unternehmen zu wissen, 
wo etwas hergestellt wird und wo etwa 400 Leute 
angestellt sind. In den nächsten Monaten werden 
wir.wahrscheinlich etwas reisen. Wir haben eine 
Anzahl von Projekten in verschiedenen Gebieten 
des Landes, bei denen wir zusammen mit Lehrem 
und Kindern und Menschen verschiedener Natio- 
nalitäten über friedliche Konfliktlösung nachden- 
ken und arbeiten wollen. Unser Russisch macht 
Fortschritte, wir bemühen uns, die Menschen 
nicht nur in ihrer Sprache, sonder auch in ihrer 
Psyche zu verstehen. Sie denken und handeln so 
ganz anders, als wir es gewohnt sind. Ich sprach 
vor ein paar Tagen mit einem jungen Mann über 


den Reichtum der russischen Kultur und wie tief 


doch ihre Wurzeln sind. Er antwortete, unsere 
Wurzeln sind nicht tief, unsre Großeltern kennen 
ihre Wurzeln, wir, meine Generation, müssen uns 
das alles erst wieder neu aneignen. 


Zum Artikel “ Antikommunistische Gruppe elimi- 
niert", “telegraph’' 1+2/92 

In dem ... Beitrag werden Behauptungen aufge- 
stellt, die zum großen Teil weder begründet noch 
belegt werden und wohl auch nicht werden kön- 
nen. Insbesondere halte ich die Verdächtigungen 
gegenüber Rüdiger Grölz, Präsidiumsmitglied 


UNTER UMSTÄNDEN 


Sauro Serrangeli, Malerei + Skulpturen 


AUSSTELLUNGSERÖFFNUNG 07 MAI 1992 20 UHR 


SIE SIND EINGELADEN! OD 


Dauer der Ausstellung 08 Mai 1992 - 05 Juni 1992 


GALERIE + EDITION CAOC 


Schliemannstraße 23 O-1058 Berlin Tel 448367] 


Öffnungszeiten DI-SA 14 - 18 UHR 
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Klaus Farin/Eberhard Seidel-Pielen 
Rechtsruck 


ltassısmus um neuen Deutschland 
Rotbuch Taschenbuch 55 

ca. 168 Seiten, ca. DM 14 

ISBN 3-88022-065-4 


| | AFFE KURZTEXT 
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Klaus Farin "Eberhard Seidel-Pielen Een Meichen: 
| | | applaudiert dem neonazi- 
stischen Mob. Der 
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wieder da. Eine Reportage 
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nisse iın neuen Deutsch- 
land. 
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von “Pax Christi”, für völlig absurd. Ich kenne 
unter vielen westdeutschen Freunden niemanden, 
der ein so guter DDR-Kenner war, der jedoch 
niemals den Interessen der SED oder der DKP 
gedient hat. Er unterhielt bis zuletzt ständige 
Kontakte keineswegs nur zur Berliner Konferenz 
Europäischer Katholiken, sondern auch zum 
Christlichen Friedensseminar Königswalde im 
Kirchenbezirk Werdau/Westsachsen, das seit 
1973 als ältestes unabhängiges besteht und im 
Gegensatz zu dem später ins Leben gerufenen 
ökumenenischen Basisseminar Königswartha im 
Kirchenbezirk Bautzen/Ostsachsen nicht mit der 
Christlichen Friedenskonferenz (CFK) verbun- 
den war. Rüdiger hat, wie ganz wenige Freunde 
aus der westdeutschen Friedensbewegung, unse- 
re Arbeit unterstützt und uns geholfen, ohne 
jemals zu versuchen, uns im Sinne der Berliner 
Konferenz Europäischer Katholiken oder gar im 
Interesse von SED/DKP zu beeinflussen. Nicht 
ohne Grund wurde ich wohl 1985 in das Volks- 
polizei-Kreisamt zitiert, weil ich während einer 
BRD-Reise zu meinem lebensbedrohlich 
erkrankten Vater u-.a. Rüdiger Grölz mit besucht 
hatte. Unser Friedensseminar, Mitarbeiter daraus 
und auch ich selbst waren ständiger Überwa- 
chung und wiederholten Repressionen und Dis- 
kriminierungen ausgesetzt bis hin zu Stasi-Ver- 
nehmungen, bei einem Freund bis zur Inhaftie- 
rung. Rüdiger unterhielt über all die Jahre auch 
intensive Kontakte zu dem staatlicherseits stän- 
dig beargwöhnten Joachim Krause, Umwelt- 
schutzbeauftragter der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Sachsens. All diese Tatsachen, die 
ich bezeugen kann, lassen die Anschuldigungen 
im o.g. Artikel als bloße Unterstellungen erschei- 
nen. Wenn in'diesem Zusammenhang wer wen 
“infiltriert”” hat, dann lagen die Dinge eher umge- 
kehrt, daß nämlich Rüdiger Grölz mit seinem 
politischen DDR- und Osteuropa-Durchblick 
Leuten der Berliner Konferenz ihren. blau; oder 
rotäugigen Blick geweitet hat. 
Georg Meusel, Werdau 


Antwort des Verfassers: Der fragliche Artikel ist 
recherchiert und die aufgestellten Behauptungen 
können belegt werden. Bei Pax Christi übrigens 
hat der Artikel helle Empörung und hektische 
Suche nach den bösen Informanten (nicht an die 
Stasi, sondern an den “telegraph’”’) ausgelöst. 
Schließlich hat sich nun doch bessere Einsicht 
durchgesetzt und man ist auf den klugen Ausweg 
gekommen, einen Antrag auf Überprüfung an die 
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Gauck-Behörde zu stellen, inwieweit das Vorha- 
ben der Stasi gelungen ist, Pax Christi zu unter- 
wanderm. r.l. 


..Erwartet von mir bitte keine großen Stellun- 
gnahmen, wie ich den “telegraph” finde. Ist ja eh 
ziemlich differenziert zu betrachten. Sehr gut 
finde ıch die ziemlich persönliche Aufarbeitung 
der “"DDR-Geschichte”. Ihr solltet Euch weiter 
darauf spezialisieren. Die 2-3 Umweltartikel 
kann man woanders prägnanter lesen. 
Axel 


Die telegraph- 
exclusiv Foto-Story 
E.H. auf der Flucht: 


Bild 1: Das Abschiedsgespräch 
in der chilenischen Botschaft. 

C. Almeyda wünscht dem Weltrei- 
senden eine gute Flucht. 

Bild 2: Ein letzter Eintrag ins 
Poesiealbum des Präsidenten im 
Ruhestand M.S. Gorbatschow. Der 
alte Freund gibt ihm etwas Obst als 
Wegzehrung mit. 

Bild 3: Bei einer kurzen Zwi- 
schenlandung im befreundeten 
Kasachsten wird E.H. von der 
Bevölkerung und seinem alten Kum- 
pel Dinmuchamed Kumajew freudig 
begrüßt. 

Bild 4: Endlich geschafft ! Will- 
kommen im neuen Daheim - 
China.E.H. unmittelbar vor dem 
Beginn des großen Festumzuges mit 
dem Mitglied der Zentralen Berater- 
kommission beim ZK der KP Chinas 
Feng Wenbin. 


telegraph 5 /92 


PrmserrpeEreperTee Eee itii fi 
urttERRtH Fr REHHÄITHHÄRRES RÄT 


N a 


en N 21 Lane 
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ern ee. 
ME 


. _telegraph - ‚Abonnement 


ch bestelle den al im Abonnement 


O 1Jahr (34.- DM) An 
DO 1/2 Jahr (17.50 DM) 

Das Abo t verlängert sich aut tisch, sof: icht 

enkiesten Wachen Ahlen Fe Re Abca gekundier if Redaktion telegraph 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


OD aufProbe (2 Hefte für 5.-DM) Schliemannstr. 22 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 


Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Scheck) ! B erlin = V 1 V) 5 S 


Datum/Unterschrift 


ERCHE ICH HEN 
Attentat 
et 


..  telegraph als - Geschenk 


Meschenke den ISSSTApD als Abo für 
I Jahr (34.-DM) an 


Name: 
Str/Nr: 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Name: 
Str./Nr.: 


Ort/PEZE2 SH RT ER EEE 
Zahlungsweise:__ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung __Bar 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschnfi 


Datum /Unterschnift 


Matthias Domaschk 


in der 


Umwelt-Bibliothek Berlin 
Öffnungszeiten: 


Dienstag & Donnerstag: Archiv und Bibliothek 17-21 Uhr 
Cafe 17 - 24 Uhr 


Mittwoch & Freitag Cafe 20 - 24 Uhr 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


HLAÄIUENZIYJV/ 
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